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Vorwort zur 1. Auflage 



Der Zufall hat es gefügt, daß diese Schrift etwa zu dem Zeitpunkt 
erscheint, da Herr Dr. Rudolf Zorn sein 60. Lebensjahr vollendet. 
So mögen ihr die Glückwünsche unseres Instituts für den Verfasser, 
der seit 4 Jahren unserem Kuratorium angehört, vorangestellt sein. 
Diesen Wünschen werden sich viele von denen anschließen, die mit 
der Persönlichkeit Rudolf Zorns und seiner Lebensarbeit in Berüh- 
rung gekommen sind, deren äußere Etappen die Ämter des Bürger- 
meisters in Oppau (bis 1933), des bayerischen Wirtschaftsministers 
(1946/47), des bayerischen Finanzministers (1951) und schließlich des 
geschäftsführenden Präsidenten des Bayerischen Sparkassen- und 
Giroverbandes sind. 

Die vorliegende Schrift übt Kritik. Aber sie tut es nicht zersetzend, 
sondern wegweisend, aus einer durchdringenden, um die Zusammen- 
hänge wissenden Gesamtschau heraus, getragen von dem verant- 
wortungsbewußten Willen zum Aufbau und zur Festigung einer 
echten Demokratie. 

Aus der gleichen Einstellung heraus übernimmt das Institut diese 
Ausführungen in seine Schriftenreihe, die für die Wiedergabe von 
Vorträgen bestimmt ist, und übergibt sie der Öffentlichkeit als Dis- 
kussionsgrundlage für alle diejenigen, denen an einem Ausbau unse- 
rer Demokratie gelegen ist. 

Mannheim, Dezember 1953. 

Für das Institut zur Förderung öffentlicher Angelegenheiten: 

Dt.Dt. h.c. 'He.lmetUh 
Oberbürgermeister 
Vorsitzender der Mitgliederversammlung 



Vorwort zur 2. Auflage 



Die beiden Vorträge, die Rudolf Zorn Ende 1953 im Bayerischen 
Rundfunk gehalten und die das Institut im Dezember 1953 unter dem 
Titel „Die Als-ob-Demokratie" veröffentlicht hat, haben einen großen 
Widerhall gefunden. Dem Verfasser sind zahlreiche Zuschriften aus 
allen Teilen der Bevölkerung zugegangen. Mit diesen Zuschriften hat 
sich Herr Dr. Zorn in einem weiteren Vortrag auseinandergesetzt; 
auch dieser Vortrag ist dem Institut freundlicherweise zur Verfügung 
gestellt worden. Damit sind wir in der Lage, die Schrift in einer 
neuen, um diesen dritten Beitrag erweiterten Auflage herauszu- 
bringen und so die noch immer zahlreichen Anfragen nach diesen 
Vorträgen zu befriedigen. 

Das Institut übergibt die Schrift der Öffentlichkeit mit nochmaligem 
besonderem Dank an den Verfasser. 

Mannheim, im Mai 1955. 

Institut zur Förderung 
öffentlicher Angelegenheiten e. V. 
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Zunächst bitte ich Sie, verehrte Zuhörer, für eine Stunde Ihre poli- 
tischen Meinungen auszuschalten und die Tatsachen, von denen ich 
Ihnen berichten werde, nicht ideologisch zu betrachten, sondern 
nüchtern mit Ihren eigenen Erfahrungen zu vergleichen. Wenn ich 
dabei unsere Parteien und unsere Demokratie einer Kritik unter- 
ziehe, so sei damit nichts gegen das Prinzip des Parteienstaats ge- 
sagt; denn er ist immerhin die staatspolitische Form, die dieFrei- 
heit der Persönlichkeit und die soziale Gerech- 
tigkeit noch am ehesten ermöglicht. Bessere Formen sind bisher 
nicht entwickelt worden. Die Kritik richtet sich gegen die Methoden, 
die unsere Parteien und unsere Demokratie derzeit anwenden. 

Wenn man die Programme der verschiedenen Parteien liest und wenn 
man die Reden der Regierungsmitglieder und der Abgeordneten hört, 
so könnte man meinen, daß sich die Welt in den letzten 80 Jahren 
überhaupt nicht geändert hätte. Man glaubt mit Rousseau „an das 
weise und tugendhafte Volk" und schiebt ihm Entscheidungen zu, 
denen es nicht gewachsen sein kann. Man setzt bei den politisch ent- 
scheidenden Massen Bildung, Wissen und Urteilskraft voraus, die sie 
einfach nicht haben und die immer nur bei einigen wenigen zu finden 
sind. Man kämpft wie vor 80 Jahren für den sozialen Aufstieg der 
breiten Massen, als ob es noch einen Menschen von Begabung und 
Tüchtigkeit gäbe, dem er aus sozialen Gründen verwehrt würde. Und 
wenn die sogenannten Sozialpartner, also die Unternehmerschaft 
bzw. die Manager und die Gewerkschaften auf die wirtschaftspoli- 
tische Bühne treten, so tun sie immer so, als ob es daneben nichts 
anderes mehr gäbe, als ob die große Schicht der Rentner sowie die 
schwer ringenden Schichten der freien Berufe überhaupt nicht exi- 
stierten, die Rechtsanwälte, die Ärzte, die Künstler, die Klein- 
gewerbetreibenden, die im Durchschnitt kaum das Einkommen eines 
Facharbeiters erreichen und die bekanntlich eine Einkommenser- 
höhung nur sehr schwer durchzusetzen vermögen. Die Verfassungen 
nähren beim Volk unwirkliche und unrichtige Vorstellungen über 
Parlament, Regierung, Minister und Bürokratie und erwecken da- 
durch Mißtrauen, Unsicherheit und Staatsverdrossenheit. 
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Diese wenigen Hinweise mögen genügen, um zu zeigen, daß unser 
Gemeinschaftsleben immer noch von Bildern und Vorstellungen einer 
Gesellschaft beherrscht wird, die heute nicht mehr existiert. Unsere 
politische Ordnung, unsere Verfassungen und Gesetze stimmen in 
vieler Beziehung nicht mehr* mit unseren gesellschaftlichen Gegeben- 
heiten überein. Staat und Gesellschaft decken sich nicht mehr. Auch 
werden bekanntlich die Spitzenstellungen im Staat zum Schaden des 
Ansehens der Staatsgewalt meist nicht mehr von den führenden 
Schichten des Geistes- und Wirtschaftslebens besetzt. Zwischen der 
politischen Ordnung und den tatsächlichen Machtverhältnissen ist 
eine tiefe Diskrepanz. Und trotzdem tut man so, als ob alles in Ord- 
nung wäre. Ja, diese Fiktionen sind geradezu das Schmieröl unserer 
heutigen Demokratie geworden und finden ihren Niederschlag in 
unseren Verfassungen und unseren Gesetzen. 

Man prüfe unter dem Gesichtspunkt dieser Fiktionen, dieses 
„Als-Ob", die Organisation und die Methoden unserer parlamentari- 
schen Demokratie, angefangen bei der Kandidatenaufstellung und den 
Wahlen über die Parlamentsarbeit der Abgeordneten bis zur Regie- 
rungsbildung und Ministertätigkeit, und man wird finden, daß die 
Wirklichkeit den Vorschriften der Verfassungen häufig geradezu 
diametral entgegengesetzt ist. 

Die Wahlen 

Nach den Vorstellungsbildern unserer demokratischen Verfassungen 
gibt der Wähler in angeblich freier Entscheidung seine Stimme der 
Persönlichkeit seiner Wahl. Nicht nur die Auguren lächeln, wenn sie 
einen solchen Satz in einer Verfassung lesen. Ein Gutteil der Kandi- 
daten wird bekanntlich von den Führungsstäben der Parteien ausge- 
sucht und zur Wahl gestellt. Je besser die Organisation einer Partei 
und je stärker der Einfluß der Funktionäre ist, desto weniger haben 
die Wähler zu sagen. Im Wahlkampf toben sich dann alle Methoden 
der modernen Massenbeeinflussung aus. Die Propaganda wendet sich 
bekanntlich nicht an das Urteilsvermögen der Wähler, sondern an 
deren Instinkte. Der freie Wille der Wähler wird durch die Methoden 
der Massensuggestion weitgehend getrübt. Die Parteien haben eine 
geradezu virtuose Technik entwickelt, die politischen Fragestellungen 
zu verwirren und die Tatbestände zu verdunkeln. So ist die Abgabe 
des Stimmzettels, die nach der Verfassung ein Akt souveräner politi- 
scher Vernunft sein soll, bei der Mehrheit der Wähler eine irrationale 
Entscheidung geworden. Treue zu bestimmten politischen Formeln, die 
durch keine Gegenargumente erschüttert werden kann, Loyalität zu der 
einmal erwählten Partei oder Gefolgschaftstreue zum Abgeordneten 
bestimmen weitgehend die Wahlentscheidung. Die letzte Bundestags- 
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wähl mit ihrer selten klaren und für jedermann leicht verständlichen 
Fragestellung dürfte wohl eine Ausnahme im politischen Leben sein 
und nicht gegen die allgemeine Erscheinung sprechen. Trotzdem gehört 
die Vorstellung von der freien Entscheidung des Volkes zu jenen 
Fiktionen, ohne die nun einmal die Demokratie nicht leben kann. Sie 
gehört sogar zu den unabdingbaren Forderungen, die ein Volk an die 
politische Freiheit stellt. Selbst in den uns bekannten Diktaturen wird 
an dieser Form festgehalten. Der Unterschied zwischen den demo- 
kratischen Wahlen und denen der Diktaturen besteht lediglich darin, 
daß der demokratische Wähler wegen seiner Entscheidung keine 
Nachteile zu fürchten hat; und selbst dieser Unterschied ist in man- 
chen großen Demokratien heute fragwürdig geworden. 



Die Abgeordneten 

Auch hinsichtlich der Tätigkeit des einzelnen Abgeordneten vermögen 
unsere Verfassungen auf Fiktionen nicht zu verzichten. Angeblich 
sind die Abgeordneten Vertreter des ganzen Volkes und nicht einer 
Partei. Sie sind nur ihrem Gewissen verantwortlich und an Aufträge 
nicht gebunden. Die Wirklichkeit ist, daß sich die meisten Abgeord- 
neten nur ihrer Partei verantwortlich fühlen und ihre Stimme nur 
nach den Weisungen und Beschlüssen ihrer Partei bzw. ihrer Frak- 
tionsleitung abgeben. Verstoßen sie gegen diese Übung, die mit dem 
Wort „Fraktionszwang" alles besagt, so büßen sie diesen Freimut 
damit, daß sie bei der nächsten Wahl kaum mehr als Kandidat nomi- 
niert werden. 

Auch die Bildung des Mehrheitswillens in den Parlamenten ist zur 
Farce geworden; denn sie ist in Wirklichkeit meist nur eine mit Mehr- 
heitswillen getarnte Einzelentscheidung der Fraktions- und Partei- 
führer. 



Regierungsbildung 

Sind die Parlamente nun glücklich unter Kämpfen und Krämpfen auf 
die Beine gestellt, so ist es ihre erste Aufgabe, die Regierung zu bilden. 
Nach den Verfassungen wird der Ministerpräsident vom Parlament 
gewählt; er beruft dann mit Zustimmung des Parlamentes die Mini- 
ster. Man beachte hier wieder die Fiktion, die diesen wohlmeinenden 
Verfassungsbestimmungen zugrunde liegt! Wer Ministerpräsident 
wird, ist längst von den Führungsstäben der Parteien ausgehandelt 
worden; und wenn eine Partei die absolute Mehrheit hat, wird er von 
dieser allein bestimmt. Die Wahl des Ministerpräsidenten durch das 
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Parlament ist also ein frommer Trug. Ebenso verhält es sich mit der 
Berufung der Minister durch den Ministerpräsidenten. Diese werden 
ihm, wenn er nicht eine sehr kraftvolle Persönlichkeit ist, von den 
Führungsstäben der Parteien einfach aufgezwungen. Im übrigen er- 
folgt die Auswahl der Minister nur selten nach Tüchtigkeit und Eig- 
nung, sondern nach dem Grad der Beliebtheit der einzelnen Persön- 
lichkeit und nicht zuletzt auf Grund der Hoffnung des Führungsstabes 
auf einen willfährigen Mann. 



Die Parlamentsarbeit 

Wie die Regierungsbildung durch die Parlamente eine Fassade ist, 
hinter der sich die tatsächlichen Machtfaktoren unseres politischen 
Lebens unkontrolliert manifestieren, so ist auch die Parlamentsarbeit 
allzu häufig von Fiktionen bestimmt. 

Nach den Verfassungen sind die ausschließlichen Aufgaben des Par- 
laments die Legislative, also die Gesetzgebung, und die Kontrolle der 
Exekutive, also der Regierung und der Bürokratie. 

Mit der gesetzgeberischen Initiative des Parlamentes ist es heute 
bekanntlich schlecht bestellt. Meist liegt sie bei der Ministerialbüro- 
kratie, die dem Parlament die Gesetze oder Gesetzesänderungen vor- 
schlägt, und zwar oft nur, um einen augenblicklichen Notstand der 
Exekutive zu beseitigen. Einst waren die Gesetze die Schlußsteine 
einer wirtschaftlichen, sozialen oder politischen Entwicklung, die auf 
Jahrzehnte hinaus Recht gesetzt haben. Heute sind sie vielfach nichts 
anderes als Verwaltungsmaßnahmen der Bürokratie, die aus augen- 
blicklichen Zweckmäßigkeiten geboren sind. So ist das wichtigste 
Recht und die wichtigste Pflicht des Parlamentes, nämlich die Aus- 
übung der gesetzgebenden Gewalt, verflacht, und die Gesetze, die nur 
formal, nicht ihrem Gewicht nach Gesetze sind, jagen sich wie belang- 
lose Ministerialentschließungen. Da ein gut Teil der derzeitigen Ge- 
setze im Grunde nur Verwaltungsanordnungen sind, wird auch die 
Grenze zwischen gesetzgebender und vollziehender Gewalt ständig 
verwischt. Die Volksvertreter beschränken sich nicht mehr wie in 
früheren Zeiten auf die verfassungsrechtlichen Zuständigkeiten, sie 
erklären sich vielmehr für alles, was im Staat vorgeht, für alle Fragen 
der Regierungstätigkeit für zuständig und sehalten sich demzufolge 
auch ständig in die Regierungstätigkeit ein. Die Folge ist, daß sie in 
Permanenz' tagen. Weniger wäre hier mehr! Die Beschränkung der 
Parlamente auf die verfassungsmäßigen Aufgaben brächte eine bedeu- 
tende Intensivierung und Vertiefung ihrer eigentlichen Aufgaben, 
nämlich der Legislative und der Kontrolle mit sich. Auch die Kon- 
trolle der Exekutive kann heute nur mangelhaft durchgeführt wer- 
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den, obwohl es für die Ordnung in unserem Staatswesen eine drin- 
gende Notwendigkeit wäre, die Bürokratie, dieses immer mächtiger 
werdende Vollzugsorgan des Staatsapparats, zu kontrollieren. An 
ehrlichen Bemühungen, dieser Pflicht gerecht zu werden, fehlt es 
nicht. Da aber dem einzelnen Abgeordneten im allgemeinen der Ein- 
blick und Überblick über das verwirrende, komplizierteRäderwerk der 
Verwaltung fehlt, verpufft die parlamentarische Kontrolle allzu häu- 
fig ins Nichts. Die Erfahrungen mit unseren parlamentarischen Unter- 
suchungsausschüssen bestätigen dies eklatant. Bei der Tätigkeit der 
sogenannten Untersuchungsausschüsse zeigt sich besonders das Über- 
gewicht der Sachwalter der Exekutive gegenüber den Abgeordneten. 
Die Abgeordneten sind im allgemeinen weder fachlich noch sachlich 
etwaigen Sabotageabsichten der Bürokratie gewachsen, es müßte 
denn gerade sein, daß einer der Abgeordneten auf einem Spezialgebiet 
besondere Sachkunde hat. 



Regierungstätigkeit 

Stimmt schon die Tätigkeit der Parlamente mit den Vorstellungen 
des Volkes und dem Verfassungsrecht nicht überein, so gilt dies erst 
recht von der Tätigkeit der Regierungen und ihrer Bürokratie. Der 
Ministerpräsident und die Minister führen nach dem Wortlaut der 
Verfassungen ihre Geschäfte selbständig und in eigener Verantwor- 
tung. Im Interesse ihrer Unabhängigkeit ist es ihnen mit Recht nicht 
erlaubt, neben ihrem Ministeramt einen Beruf oder ein Gewerbe aus- 
zuüben oder auch nur Mitglied des Aufsichtsrates einer privaten Er- 
werbsgesellschaft zu sein. Befremdenderweise halten es Gesetz und 
Übung durchaus mit den Pflichten eines Ministers vereinbar, daß er 
eine Spitzenstellung innerhalb seiner Partei beibehält, obwohl dies 
automatisch die stärkste Abhängigkeit nach sich zieht. Da die Unab- 
hängigkeit der Minister von den Führungsstäben ihrer Parteien recht 
selten geworden ist, ist die in den Verfassungen verbriefte Selbstän- 
digkeit und Selbstverantwortlichkeit der Minister in vielen Fällen 
eine Fiktion. 

Eine der naivsten Fiktionen unserer Demokratie bei der Auswahl der 
Minister ist wohl die, daß man glaubt, der Minister bekäme gleich- 
zeitig mit seiner Berufung auch den nötigen Verstand und die nötige 
Leitungserfahrung mit auf den Weg. Um einem Riesenapparat, wie es 
im allgemeinen unsere Ministerien sind, wirklich vorstehen und ihn 
selbständig führen zu können, bedarf es Persönlichkeiten, die nicht nur 
Fach- und Sachkunde, sondern auch Erfahrung im Umgang mit Men- 
schen und vor allem persönliche Eignung zur Leitung eines großen Ap- 
parates haben. In unserer parlamentarischen Demokratie werden allzu 
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häufig Personen auf die höchsten Leitungsstellen berufen, die in 
ihrem Leben nie eine ähnliche Stellung innegehabt haben. Die unaus- 
bleibliche Folge ist, daß sie gleich Spielbällen zwischen den Forde- 
rungen ihrer Parteifreunde und den Vorschlägen ihrer Ministerial- 
räte hin- und hergeworfen werden. In diesen Fällen regiert nach 
einem Witzwort „der letzte Mann, mit dem der Herr Minister eben 
gesprochen hat". Immerhin ist es noch nicht das Schlechteste, wenn 
die Referenten regieren, wenngleich dies ja nicht der Sinn der demo- 
kratisch-parlamentarischen Verfassungen ist. Es ist eine bekannte 
Erfahrung, daß in Ministerien, die in lauter Referentenrepubliken 
zerfallen, günstigstenfalls schlecht und recht verwaltet, aber nie re- 
giert wird. Die mangelnde Eignung der leitenden Persönlichkeit ist 
immer auch der Grund, warum die Probleme der Regierung und der 
Verwaltung mit wenig Tatkraft und Elan und mit oft bedauerlich 
geringem Fingerspitzengefühl behandelt werden. Tatkraft, Elan und 
Fingerspitzengefühl müssen vom Chef ausgehen, von den Referenten 
können sie nicht ausgehen; es würde ihre Zuständigkeit und ihre 
Verantwortung übersteigen. 

Wie in allen Bereichen des menschlichen Lebens gibt es natürlich 
auch in der Regierungstätigkeit Naturbegabungen, die ohne Erfah- 
rung und fachliche Vorbildung hervorragende Leiter ihrer Mini- 
sterien geworden sind; aber sie gehören zu den Ausnahmen. Die 
simple Erfahrung, die jeder Handwerksmeister macht, besagt, daß 
man sein Handwerk gelernt haben muß, wenn man darin etwas 
leisten will. Für den parlamentarischen Minister werden weder Prü- 
fungen noch entsprechende Vorbildung verlangt, ja nicht einmal der 
Nachweis der bisherigen Lebensleistung. Daß diese Methode der 
Ministerauslese jeder Vernunft und menschlichen Erfahrung wider- 
spricht, leuchtet ein. Die Folge dieser Methode ist u. a. auch eine un- 
geheure Belastung des parlamentarischen Ministers; er ist meist 
Lehrling und Chef in einer Person und hat daneben eine Riesenbürde 
von Repräsentationsverpflichtungen zu tragen. Dies zusammen über- 
steigt bisweilen menschliches Leistungsvermögen. Dazu kommt, daß 
jede Gemeinde und jeder Ortsverein glaubt, von dem Minister fordern 
zu können, daß er sich für eine Rede, ein Referat, für eine Begrü- 
ßung zur Verfügung stellt. Und nicht zu vergessen die heute üblich 
gewordenen Fluten von Sitzungen und Tagungen! Wieviel nützliche 
Zeit für ernsthafte Arbeit wäre gewonnen, wenn die Sitzungs- und 
Redefluten eingedämmt würden! Das praktische Ergebnis der Ta- 
gungen und Sitzungen ist allzu häufig völlig wertlos. Es steht jeden- 
falls selten im Einklang mit dem Aufwand an Kraft und Zeit; oft hätte 
es auch durch einen Brief erzielt werden können. Die Fülle der Sit- 
zungen und Tagungen, unter der die praktische Arbeit heute zu leiden 
hat, ist nicht nur der Ausdruck einer gewissen Entsoheidungs- und 
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Verantwortungsscheu der leitenden Leute, sondern vor allem auch 
der Ausdruck der Ruhelosigkeit unserer Zeit, sowie des Mißtrauens 
gegen jede Art Führung, die sich immer wieder vor ihrer Wähler- 
schaft oder vor ihren Auftraggebern rechtfertigen muß. Die damit 
verbundene Beeinträchtigung der beruflichen Aufgaben bringt es mit 
sich, daß man nicht mehr Zeit hat, in Stille die drängenden Probleme 
zu durchdenken. Wieviel Unglück in der Politik hätten wir uns sparen 
können, wenn unsere leitenden Leute die Muße gehabt hätten, bei 
allem, was sie getan haben, das Ende zu bedenken! Es wäre falsch, zu 
sagen, daß Aufbau und Organisation unserer Demokratie diese Miß- 
stände automatisch nach sich ziehen; vielmehr hat der Mißbrauch 
unserer demokratischen Einrichtungen hierzu geführt. Infolge dieses 
Mißbrauchs sind unsere Minister und leitenden Persönlichkeiten 
auch gezwungen, allzu viel ihren Referenten und Mitarbeitern zu 
überlassen. 

Minister und Bürokratie 

Es ist wohl eine der schwierigsten Aufgaben des parlamentarischen 
Ministers, sich mit seinem Haus auseinanderzusetzen und sich dort 
durchzusetzen. Bemerkenswerterweise wird in unseren Verfassungen 
das Verhältnis zwischen Minister und Bürokratie mit keinem Wort 
erwähnt, obwohl Erfolg oder Mißerfolg der Ministertätigkeit weit- 
gehend von der Art und Intensität der gegenseitigen Zusammenarbeit 
abhängen. Vom Ansehen eines Ministers hängen Wert und Geltung 
seiner Bürokratie ab und umgekehrt. Trotzdem tun unsere Verfassun- 
gen so, als ob die Bürokratie im Verhältnis zur Staatsregierung ohne 
Belang wäre. 

Die Ministerialbürokratie ist schon allein wegen der Kurzlebigkeit 
und des oft mangelnden Sachverständnisses der tatsächlich Verant- 
wortlichen die eigentliche Staatsregierung. Den Kern der Minister- 
tätigkeit bilden nicht die sich im Rampenlicht der Öffentlichkeit voll- 
ziehenden Aktionen, sondern die oft sehr zähen und zeitraubenden 
Einflußnahmen auf die Mitarbeiterschaft. Diese Einflußnahme ist 
um so schwieriger, je labiler die politischen Verhältnisse sind. 

Oft scheuen sich bei unseren schwankenden parlamentarischen 
Machtverhältnissen tüchtige Beamte, mit ihrem Chef in Vertrauens- 
stellungen zusammenzuarbeiten, weil sie eine schlechte Behandlung 
durch den Nachfolger fürchten. In der Monarchie mit ihrer jahr- 
hundertealten Tradition verband den Chef und die Beamten eine ein- 
heitliche, monarchisch-konservative Grundgesinnung. Heute besteht 
ein Ministerium aus Beamten, die den verschiedensten Parteien an- 
gehören. Jedem wird das Recht auf freie Meinungsäußerung zuer- 
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kannt. Dieses Recht macht die Stellung des verantwortlichen Ministers 
viel schwieriger, als sie früher war. Die Führung des Geschäfts- 
bereiches eines Ministers schließt ja nicht bloß politische Entschei- 
dungen in sich, wie oft gemeint wird, sondern in viel größerem Um- 
fang Sachentscheidungen. Weichen nun die Anweistingen des Mini- 
sters von den Anschauungen des sachbearbeitenden Referenten ab, 
so tut der Minister gut daran, die Gründe seiner anderen Entschei- 
dung aktenmäßig niederzulegen; denn es kommt sicher einmal der 
Augenblick, wo er sich wegen seiner vom Referenten abweichenden 
Meinung zu rechtfertigen hat. Auch suchen nicht selten Geltungs- 
bedürfnis, Eitelkeit und Parteidoktrinarismus eines Nachfolgers, der 
immer seinen Ratgeber unter der Bürokratie findet, Entscheidungen 
des Vorgängers mehr oder weniger geräuschvoll anzuprangern. Je 
niedriger die menschliche Wertstufe des Nachfolgers ist, desto größer 
ist die Gefahr des Vorgängers, für seine Entscheidungen zur Rechen- 
schaft gezogen zu werden. Überdies sind in der Demokratie auch die 
Querverbindungen zwischen Beamten und Abgeordneten, die den 
Ministern oft sehr erhebliche Schwierigkeiten bereiten, eine Gefah- 
renquelle für die sachliche Arbeit. 

Zu diesen in der anderen politischen Anschauung liegenden Span- 
nungen zwischen Minister und Bürokratie kommen die natürlichen 
Spannungen, die immer zwischen Vorgesetzten und Untergebenen 
herrschen. Diese gibt es in jeder Organisation, im staatlichen und im 
privaten Bereich; nur sind sie in der staatlichen Verwaltung gefähr- 
licher und spürbarer. 

Dazu kommt, daß der Apparat der einzelnen Ministerien oft viel zu 
groß ist, um noch von einer Persönlichkeit übersehen und geleitet 
werden zu können. Die Mammutgebilde der staatlichen Organisation, 
der Ministerien und Ämter, bringen heute viel zu viel Leerlauf mit 
sich. Die leitenden Persönlichkeiten haben zu viel Zeit aufzuwenden, 
nur um davon Kenntnis zu nehmen, was im eigenen Haus vorgeht und 
was von außen her auf die eigene Tätigkeit zurückwirkt. Sie brau- 
chen zu viel Zeit, um nur Ordnung im Getriebe aufrechtzuerhalten. 
Viele unserer staatlichen Verwaltungen haben längst die Grenze 
überschritten, innerhalb deren die Arbeit noch fruchtbar und zweck- 
mäßig gestaltet werden kann. Die Minister wissen häufig im eigenen 
Haus nicht mehr Bescheid, was bekanntlich der Öffentlichkeit nicht 
verborgen bleibt. 

Unsere demokratischen Verfassungen gehen nun von der Vorstellung 
aus, daß sich die Meisterung all dieser schwierigen Aufgaben für 
einen Minister von selbst versteht. Und sie gehen gegen alle prak- 
tische Vernunft von der Fiktion aus, daß trotz oft unvernünftiger 
Berufungen alles gut gehen würde. 
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Das Volk spürt diese Diskrepanz von Aufgabe und Wirklichkeit, von 
Amt und Person nur zu sehr. Es spürt, daß allzu häufig der Rahmen 
eines Ministeriums zu weit gespannt ist, um von der gewählten Per- 
sönlichkeit ausgefüllt werden zu können. Die Folge davon ist, daß sich 
der parlamentarische Minister heute nicht jenes Ansehens erfreut, 
auf das sein hohes Amt Anspruch hätte. Wie wäre sonst die schlechte 
Behandlung verständlich, die unsere Demokratie ihren leitenden Per- 
sönlichkeiten angedeihen läßt! Sie besoldet ihre Minister schlechter, 
als ein mittleres Industrieunternehmen seinen Direktor. Sie hält es 
durchaus mit der Würde des Ministeramtes vereinbar, daß ein Mann, 
der jahrelang das höchste Amt im Staat innegehabt hat und schließ- 
lich von der politischen Bühne abgetreten ist, auf die entwürdigende 
Suche einer neuen Existenz geschickt wird. Die so oft und laut ange- 
prangerten Ministerpensionen sind meist an Voraussetzungen ge- 
knüpft, die eine große Zahl ehemaliger Minister nicht erfüllen kann; 
überdies halten sie sich in mäßigen Grenzen. 

Eine weitere verhängnisvolle Fiktion in unseren Verfassungen ist 
die Annahme, daß bei der heutigen Kompliziertheit des Räderwerks 
der Gesetzgebung und Verwaltung vier Jahre ausreichend sind, um in 
einem Amt die Führung in die Hand zu bekommen und es im wahren 
Sinne des Wortes „leiten" zu können. Oft dauert die Amtstätigkeit 
eines Ministers nicht einmal vier Jahre. Sie wird aus parteipolitischen 
oder persönlichen Gründen vor der Zeit abgebrochen; ja, man könnte 
fast sagen: je komplizierter die staatliche Organisation geworden ist, 
desto kurzlebiger sind infolge der Zunahme der Reibungsflächen die 
Regierungen. 

Bedeutung der Bürokratie 

Infolge dieser Kurzlebigkeit der Regierenden und der Kompliziert- 
heit des Räderwerkes unseres Massen- und Wohlfahrtsstaates kommt 
der Bürokratie, also den Beamten und Angestellten des Staates, ein 
ungeheures und immer stärker werdendes Gewicht zu. Und trotzdem 
tun unsere Verfassungen so, als ob alle Gewichte der Staatsleitung 
allein bei der Staatsregierung, bei den Ministem lägen. In keiner 
Verfassung wird die Staatsbürokratie als Entscheidungs- und Macht- 
faktor erwähnt. 

Das Wort „Bürokratie" sei hier ohne jede Geringschätzung, lediglich 
als Globalbegriff für die Gesamtheit der Staatsdiener gebraucht, zu 
denen ja nicht bloß die Beamten gehören, sondern in zunehmendem 
Maße auch die öffentlichen Angestellten. 

Man kann wohl ohne Übertreibung feststellen, daß das Schwerge- 
wicht unserer Regierungstätigkeit nicht mehr beim Parlament und 
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nicht mehr bei den Regierungen liegt, sondern bei der Bürokratie. Sie 
dirigiert meist an unsichtbaren Fäden die Parlamente, sie entwirft 
die notwendigen Gesetze, sie entscheidet in den interministeriellen 
Besprechungen, sie bereitet alle, sich in der Öffentlichkeit vollziehen- 
den Aktionen der Regierenden vor, ob es sich um Länder- oder Bun- 
desangelegenheiten handelt. Diese Bürokratie ist in Praxis unbe- 
schränkt und unkontrolliert. Der einzelne Beamte ist zwar nicht for- 
mal, aber in Wirklichkeit tabu. Diese Feststellung schließt die anstän- 
dige Gesinnung des Gros unserer deutschen Beamtenschaft, ihr 
Pflichtgefühl und ihr Bemühen um Gerechtigkeit nicht aus. Trotzdem 
bezeichnen auswärtige Beobachter die deutsche Bürokratie geradezu 
als Feind der Demokratie und der Freiheit. So glaubt der Schweizer 
Staatsrechtslehrer Gasser die Ursache für die mangelnde demokra- 
tische Gesinnung in Deutschland in dem machtvollen Apparat des 
Berufsbeamtentums sehen zu können, das sich bei uns seit den Zeiten 
des Absolutismus entwickelt hat und sich über alle Zusammenbrüche 
und Systemwechsel hinweg bis in unsere Gegenwart hinüberretten 
konnte. Er zieht daraus die sarkastische Schlußfolgerung: „Verfas- 
sungsrecht vergeht, Verwaltungsrecht besteht." Mag auch das Urteil 
des Schweizer Professors einseitig und übertrieben sein, mag es über- 
sehen, daß es sich hier nicht um eine spezifisch deutsche, sondern um 
eine allgemeine Erscheinung handelt, so ist es doch bezeichnend, wie 
das Ausland unseren Staatsapparat ansieht. 

Das Problem ist für uns: Wie kann verhütet werden, daß der Apparat 
des Berufsbeamtentums Selbstzweck wird, wie kann er unter echte 
Kontrolle genommen werden? 

Bisher haben sich alle Kontrollmaßnahmen gegen die Bürokratie als 
unzulänglich erwiesen. Dies zeigt sich allein schon in ihrem wuchern- 
den Wachstum. Leider machen sich unsere Parlamente auch nie dar- 
über Gedanken, daß jedes Gesetz, das sie beschließen, neue Auf- 
gaben an die Exekutive überträgt und häufig eine neue Bürokratie 
nach sich zieht. Je komplizierter die Gesetze sind, desto größer ist der 
Personalbedarf für deren Vollzug. Oft werden auch neue Ämter und 
neue Beamtenstellen geschaffen, obwohl der bestehende Apparat in 
der Lage wäre, die neuen Aufgaben zusätzlich zu bewältigen. 

Unsere Bürokratie erzeugt sich schneckengleich durch ihre eigenen 
Personalreferate. Formal wird sie zwar durch den parlamentarisch 
verantwortlichen Minister ernannt; da diesem aber infolge der Kürze 
seiner Amtszeit wirkliche Personalkenntnis mangelt, hat er in Praxis 
wenig Eingriffsmöglichkeiten und ist auf die Vorschläge seines Per- 
sonalreferenten angewiesen. 
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Wie die Bürokratie sich selber erschafft, so regeneriert sie sich auch 
selber. Ihre Unentbehrlichkeit sichert ihr eine kaum zu erschütternde 
Beständigkeit, von der jedes Rädchen ihres Apparates seinen Nutzen 
zieht. Der Apparat der Herrschaft und der Verwaltung ist ja auch so 
kompliziert und verwickelt geworden, daß er nur noch von Fach- 
leuten bedient werden kann. Auch seine Kontrolle kann nur wieder 
von Bürokraten mit Fachwissen durchgeführt werden. 

Die Folge der Unentbehrlichkeit der Bürokratie ist, daß sie sich durch 
alle Systeme hindurch gehalten hat. Sie erwies sich immer auch als 
genügend elastisch, um sich anzupassen oder anzugleichen. Die Par- 
teien befinden sich auch im Irrtum, wenn sie glauben, daß Parteizu- 
gehörigkeit eines Staatsdieners stärkere Bindungen an die politische 
Führung schaffe. Die Bürokraten, gleichgültig welcher Partei sie an- 
gehören, schließen sich sofort zu einer unausgesprochenen Interessen- 
gemeinschaft zusammen. Man macht mit Beamten, die ohne Bezie- 
hung auf eine Partei berufen werden, grundsätzlich immer bessere 
Erfahrungen als mit einem Parteibuchbeamten. 

Sollte sich einmal ein energiegeladener Minister zum Vorgehen gegen 
einen Beamten gezwungen sehen, so stößt er sofort gegen die Mauer 
des Widerstandes der ganzen Kollegenschaft des Gefährdeten, die ein 
ähnliches Geschick für sich selber befürchtet. Die Minister sind ge- 
zählt, die den Mut aufbringen, gegen die Prominenz ihrer Bürokratie 
zu. regieren. Einen solchen Mann erwartet ein schweres Los. Darum 
machen sehr viele Minister gar nicht erst den Versuch, andere Ent- 
scheidungen zu fällen, als ihre Bürokratie vorschlägt. Selbstverständ- 
lich gibt es auch Persönlichkeiten, die sich ernsthaft bemühen, sich 
selber ein Urteil zu bilden und unabhängig von ihrer Bürokratie ihre 
Entscheidungen zu fällen. Doch dieser Weg ist hart, mühselig und ge- 
fahrenreich. 

So ist es nicht wunderzunehmen, daß unsere Demokratie in Praxis 
durch den Apparat der Bürokratie in vielen Fällen außer Wirksam- 
keit gesetzt wird. Die staatliche Macht ist durch diese Entwicklung 
des Apparats beinahe absolut geworden und die Parlamente plät- 
schern Reden haltend daneben her, ohne in ihrer Mehrheit zu ahnen, 
wohin die Dinge treiben. Gelegentliche Mahn- und Hilferufe eines 
Abgeordneten werden vom zuständigen Minister mit beruhigenden, 
von der Bürokratie verfaßten Gegenerklärungen beantwortet, und es 
bleibt alles beim alten. Die Skandale müssen schon sehr groß sein, bis 
einmal die Konsequenzen gezogen werden. 

Es ist bemerkenswert, daß die Politiker wohl aus ihrem Gefühl der 
Ohnmacht heraus nie gern über den Machtfaktor „Bürokratie" im 
modernen Staat sprechen. Aber auch die Bürokratie, ihrer Macht be- 
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wüßt, spricht nie laut darüber; denn sie will immer anonym bleiben 
wie jener preußische Generalstab, der nur als Kollektiv in Erschei- 
nung trat. So ist die Macht der Bürokratie eine der bemerkenswerte- 
sten und gefährlichsten Wirklichkeiten in unserem demokratischen 
Verfassungsleben; bemerkenswert und gefährlich deshalb, weil sie 
sich mit der Fiktion der Ohnmacht und der Belanglosigkeit tarnt. 



Staatsverdrossenheit 

Angesichts der Diskrepanz zwischen den wohlmeinenden Ideen unse- 
rer Verfassungen und den tatsächlichen Machtverhältnissen ist es 
kein Wunder, daß bei den meisten Menschen dem Staat gegenüber 
eine gewisse Unsicherheit und Hoffnungslosigkeit vorherrschen. 
Diese Unsicherheit und Hoffnungslosigkeit, die keine Möglichkeit der 
Beeinflussung oder der Änderung der Verhältnisse sieht, äußert sich in 
Staatsverdrossenheit. Einst, als die Verfassungen noch Ausdruck der 
Machtverhältnisse waren, war der Staat Schirm und Schild der Bür- 
ger, der Hort der Gerechtigkeit, der Beschützer und Belohner aller 
bürgerlichen Tugenden. Heute ist er zum großen Zerstörer und Ent- 
werter geworden. Er hat alles zerstört, entwertet und mißbraucht: das 
Geld, die Menschen, ihre Ehre und ihre Leistung, ja sogar die Strafen, 
die er verhängt. Das Wort „Staatsverdrossenheit" trifft die Grund- 
stimmung des Bürgers zum heutigen Staat. Die Phrase, daß dieser ja 
den Staat trägt, schlägt kaum mehr durch; denn er weiß, daß in 
Praxis ganz andere Kräfte den Staat beherrschen und daß er nur den 
Mund zu halten und die Lasten zu tragen hat. Natürlich gab es zu 
allen Zeiten Staatsverdrossene. Sie rekrutierten sich aus denen, die 
der Staat schlecht behandelt hatte oder die sich schlecht behandelt 
glaubten. In sozial beruhigten Zeiten waren diese Gruppen in einer 
hoffnungslosen Minderheit. Dies galt vor allem vom deutschen Volk, 
das autoritätsgläubig und ordnungsliebend wie kaum ein anderes Volk 
ist. Keinem liegen anarchische Tendenzen weniger als ihm. 

Heute haben die Expansion der staatlichen Macht, die weitgehende 
Politisierung des Beamtentums, das konfiskatorische Steuersystem, 
die oft einseitig fiskalische Einstellung der Steuerämter und die Me- 
thoden ihrer Fahndungsorganisationen unseren demokratischen Staat 
in Verruf gebracht. Wohl sind sich alle vernünftigen Menschen dar- 
über im klaren, daß der verlorene Krieg ungeheure Mittel für die 
Wiedergutmachung der Kriegsschäden braucht; wir wissen auch, daß 
der Staat die Lücken, die durch die Auflösung der alten Lebensformen 
und der gesellschaftlichen Ordnung entstanden sind, ausfüllen muß, 
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um das Chaos zu verhüten. Man findet sich damit ab, daß der Anteil 
des Staates am gesellschaftlichen Leben und seine Macht wachsen 
mußten. Man vermag sich aber nicht damit abzufinden, daß er immer 
tiefer in die private Sphäre der Bürger eingreift und die Privatinter- 
essen des einzelnen immer mehr verletzt und zwar auch da, wo es 
nicht nötig wäre. 

Zwischen) Staatsinteresse und Privatinteresse hat sich heute eine 
breite Kluft auf getan. Im Interessenstreit zwischen Staat, Kommunen 
und Privaten behandelt die staatliche Bürokratie Bürger oder Kom- 
munen immer schlechter als den Staat, den sie vertritt. Der Staat fühlt 
sich heute fast nur mehr als Fiskus, nicht mehr als Hoheitsträger und 
gräbt damit dem Rechtsstaatsgedanken das Grab. Die Grundgesetze 
des Rechtes und der Gerechtigkeit, die Regel von Treu und Glauben 
im Verkehr werden, wo es sich um Staatsinteressen handelt, allzu 
häufig außer acht gelassen. Es wird, ach, so oft mit zweierlei Maß 
gemessen und zwar mit aller scheinbaren Legitimität; denn es gilt ja 
die Devise: der Staat geht vor, denn er vertritt das Interesse der All- 
gemeinheit. Inzwischen hat ein gut Teil der Bevölkerung längst die 
schlechte Erfahrung gemacht, daß der Staat oft nur sich selber und 
der Zunahme seiner Macht dient und nicht der Allgemeinheit. Er ist 
wie so viele Organisationsapparate zum Selbstzweck geworden; er hat 
in manchem seiner Bereiche seine erste Funktion verloren und diese 
ist, Mittel zum Zweck der Förderung des Allgemeinwohls zu sein. 
Diese Einsicht macht böses Blut und vermehrt die Abneigung gegen 
Staat und Bürokratie. Dazu kommt beim Gros der Staatsbürger das 
niederdrückende Gefühl, den Bürokraten, die für sie nur personifi- 
zierte Paragraphen sind, hilflos ausgeliefert zu sein. In der Tat macht 
ja auch die Undurchsichtigkeit unseres Staatsapparates den Staats- 
bürger weitgehend hilflos gegenüber den Behörden. Der Teil der Be- 
völkerung, der aus all diesen Gründen heute an diesem Staat wenig 
oder gar kein Interesse mehr hat, wird von Jahr zu Jahr größer. Er 
betrachtet den Staat als unersättliches Ungeheuer, als Feind und 
Plagegeist. Selbst die Diener des Staates lehnen ihn zumindest in den 
Organisationsteilen ab, denen sie selber als Objekte ausgeliefert sind. 

Die gesellschaftliche Atmosphäre ähnelt in gewisser Beziehung der 
des Ausgangs des römischen Reichs, das nach Rostovtzeff an der 
Interesselosigkeit seiner Bürger zusammenbrach. Die Interesselosig- 
keit im Staat und die Hoffnungslosigkeit, die Verhältnisse ändern zu 
können, führten damals zu Gleichgültigkeit, zu Nihilismus oder jen- 
seitsbetonter Religiosität. Die Eigenschaften des civis romanus, die 
das Römerreich großgemacht haben, sanken dahin und mit ihnen das 
Weltreich. 
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Was tun? 



Sind die Probleme, die sich aus dem Gewicht der Massenorganisa- 
tionen mit ihren Führungsstäben, aus der Expansion der Staatsgewalt 
und dem Absolutismus der Bürokratie ergeben, in unserer heutigen 
Gesellschaft überhaupt zu lösen? Die Tendenz der Zeit ist wohl kaum 
zu ändern; doch ist es ein Unterschied, ob sie durch Nichtbeachtung 
gefördert wird oder ob man versucht, sie abzuschwächen und in eine 
andere Richtung zu lenken. Man hat den Eindruck, daß unsere Demo- 
kratie heute die Dinge einfach weiterschlittern läßt, ohne sich Ge- 
danken zu machen, wie sie geändert werden könnten. 

Worauf kommt es uns heute in unserem gesellschaftlichen Zusammen- 
leben an? Der Bürger bedarf eines wirksamen Schutzes einerseits 
gegen die Massenorganisationen und ihre Führungsstäbe, andererseits 
gegen die Expansion der Staatsgewalt und den Absolutismus der 
Bürokratie. Dieser Schutz kann nur gewährt werden durch Beseiti- 
gung der Entartungserscheinungen unserer demokratisch-parlamen- 
tarischen Einrichtungen. 

Berufene und Unberufene haben sich Gedanken darüber gemacht, 
wie dem Bürger wieder zu persönlicher Geltung und zu größtmög- 
licher Freiheit verholten und damit die zur Form erstarrte parlamen- 
tarische Demokratie wieder zu lebendigem Leben erweckt werden 
kann. Trotz der Entartungserscheinungen in unserer Demokratie sind 
wir uns alle bewußt, daß der autoritäre Führerstaat mit seinen 
diktatorischen und totalitären Abwandlungen, seiner unkontrollierten 
Machtzusammenballung, seiner Willkür und seiner Unfreiheit kein 
Ausweg ist. Wir wissen auf Grund unserer Erfahrung, daß allein von 
der Erhaltung der Demokratie, wie sie im Abendland verstanden 
wird, die Freiheit unseres Lebens abhängt und daß sie allein das 
Wohl der Meisten und nicht das einer Minderheit garantiert. 

Wir haben gesehen, daß die Mißstände in unserem gesellschaftlichen 
und politischen Leben so groß sind, daß das Ziel der Demokratie oft 
gerade ins Gegenteil verkehrt wird. Und doch bedarf es meines 
Erachtens nur einiger weniger, durchgreifender gesetzlicher Maß- 
nahmen, um wesentliche Mißstände zu beseitigen oder wenigstens 
einzudämmen. 

Welche Vorschläge unter dem Gesichtspunkt neu zu erlassender 
Gesetze auch immer gemacht werden, sie werden stets gegen alther- 
gebrachte Vorstellungen unseres demokratisch-parlamentarischen 
Lebens verstoßen und vielleicht auch die Grundlage unserer Parteien 
erschüttern müssen. Ihre praktische Durchführung wird daher auf 
fast unüberwindliche Schwierigkeiten stoßen. Trotzdem sollte man 



18 



nicht davor zurückschrecken, derartige Vorschläge wenigstens ein- 
mal in der Öffentlichkeit zu diskutieren; denn schließlich geht es um 
mehr als um die Erhaltung des bisherigen Parteibetriebs und um die 
Konservierung überalterter Grundlagen und liebgewordener Vorstel- 
lungen. Es geht um die Erhaltung der Freiheit unseres Lebens und 
um die Erhaltung der Würde des Menschen. 

Beseitigung der Fiktionen in unseren Verfassungen 

Zunächst wäre es im Interesse der Ehrlichkeit unseres politischen 
Lebens und des Vertrauens der Massen in unsere Demokratie not- 
wendig, die Fiktionen unseres Verfassungslebens zu beseitigen. Un- 
sere Verfassungen müssen wieder in Einklang gebracht werden mit 
den gesellschaftlichen Tatsachen. Wem Macht in die Hand gegeben 
wird, der soll sie auch ausüben können und nicht bloß Vollzugsorgan 
anonymer Mächtegruppen hinter seinem Rücken sein. Unserer par- 
lamentarischen Demokratie tun Ehrlichkeit, Autorität, Stabilität und 
Kontinuität not. 

Sie muß ehrlich sein; das heißt Verfassung und Wirklichkeit müssen 
miteinander in Einklang gebracht werden. 

Unsere Demokratie braucht Autorität; das heißt, die leitenden Per- 
sönlichkeiten müssen durch überlegene Charaktereigenschaften und 
bisherige Lebensleistungen jenes Ansehen genießen, ohne das keine 
Spitzenstellung existieren kann. 

Die Demokratie braucht Stabilität; das heißt, sie muß so fest gefügt 
sein, daß nicht jeder Windzug aus Parlament oder Presse staatliche 
Erschütterungen nach sich zieht. 

Die Demokratie braucht, last not least, Kontinuität. Regierung und 
Verwaltung müssen auch beim Wechsel der leitenden Persönlich- 
keiten den lückenlosen Zusammenhang mit den Vorgängern wahren 
und so die Stetigkeit der staatlichen Ordnung gewährleisten. 

Diese Eigenschaften sind das Lebenselixier jeder Demokratie. Die 
in der Geschichte bekannten Demokratien waren um so dauerhafter, 
je stärker diese Eigenschaften entwickelt waren. 
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II. 



Verehrte Zuhörer, vor einer Woche habe ich auf einige offensicht- 
liche Übelstände in unserer parlamentarischen Demokratie aufmerk- 
sam gemacht, auf Übelstände, die die Freiheit und die Würde des 
Menschen bedrohen und damit Aufgabe und Ziel unserer Demokratie 
um ihren Sinn bringen. Es soll nun der Versuch unternommen werden, 
wenigstens skizzenhaft einige Vorschläge zu machen, wie diese Miß- 
stände beseitigt oder zumindest eingedämmt werden könnten. Ich 
bin mir der Problematik eines solchen Versuches durchaus bewußt, 
um so mehr, als diejenigen, die allein imstande wären, die Mißstände 
zu beseitigen, die Äste absägen müßten, auf denen sie sitzen. Und das 
ist wohl ein übermenschliches Verlangen! Ich weiß auch wohl, daß 
gegen jeden Vorschlag ein gewichtiges Gegenargument vorgebracht 
werden kann. Trotzdem soll er gemacht werden. Denn das Schlimmste 
in der Politik ist, einen Übelstand zu sehen und dabei so zu tun, als 
ob er nicht wäre. Wenn die Vorschläge dazu beitragen, die Debatte 
darüber in Gang zu bringen, dann haben sie ihren Zweck erreicht. 



Das Wahlrecht 



Die Grundlage unseres demokratischen Staats ist das allgemeine, 
direkte, freie und gleiche Wahlrecht. Es hat sich seit den Zeiten 
Solons im alten Griechenland, also seit 2500 Jahren nicht mehr geän- 
dert, obwohl die soziologischen Verhältnisse völlig andere geworden 
sind. Einst als Kampfmittel gegen die absolute Monarchie gedacht 
und von einer Elite ausgeübt, ist es zum Mittel der Massenherrschaft 
geworden und damit um seinen Sinn gebracht. Durch unser Wahl- 
recht sind die Massen zur Herrschaft gekommen. Und Massenherr- 
schaft ist bekanntlich nichts anderes als die mehr oder weniger 
diktatorische Herrschaft über die Massen. Wenn ich hier das Wort 
„Masse" gebrauche, so ist damit nicht die misera plebs vergangener 
Zeiten gemeint. Der Massenmensch ist nach Ortega y Gasset ein Typ 
geworden, den es in allen Schichten und Berufen der Bevölkerung 
gibt. Zur Masse gehören häufig auch die, welche sie am leidenschaft- 
lichsten bekämpfen — die sogenannten Gebildeten. Unser öffentliches 
Leben hat durch die Massen allmählich eine Struktur erhalten, die 
von den Grundgedanken der Demokratie in Praxis nicht mehr viel 
übrig läßt, mögen diese Grundgedanken mit noch so großen Worten 
gefeiert werden. Unser derzeitiges Wahlsystem ist gegen Massen- 
leidenschaften und gegen die Verführungen der Massenseele beson- 
ders anfällig. Es tut infolgedessen ein Wahlsystem not, das diese An- 
fälligkeiten paralysiert und nicht bloß redegewaltige Volkstribunen 
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herauszustellen vermag, sondern in erster Linie Persönlichkeiten mit 
erprobtem Urteilsvermögen und dem so selten gewordenen Mut, den 
heftigen Gefühlswallungen der Massen entgegenzutreten und den 
unpopulären Anruf der Vernunft zu wagen. Dies wirft zweifellos 
schwere Probleme auf. Und doch müssen die Einflüsse der mehr oder 
weniger urteilslosen Wählermassen, die zwar die gleichen Rechte im 
Staat, aber nicht die gleichen Pflichten gegenüber dem Staat haben, 
irgendwie beschränkt werden. 

Solche individuellen Wahlbeschränkungen sind nicht unbekannt; 
man denke nur an das Drei-Klassen-Wahlrecht Preußens, an das 
Plural-Wahlrecht etc. Sie dienten der Stabilisierung der jeweils herr- 
schenden Gesellschaftsschicht. 

Sie sind heute nicht mehr durchzuführen. Vielleicht aber wäre ein 
indirektes Wahlverfahren ein denkbarer Weg, um die verfassungs- 
rechtlich statuierte Gleichheit des Ungleichartigsten wirkungslos zu 
machen oder wenigstens einzuschränken. 

Beim Wiederaufbau unserer Demokratie nach dem Zusammenbruch 
ist hier sicher vieles versäumt worden. Die Besatzungsmächte hätten 
damals die Möglichkeit gehabt, unseren zerschlagenen Staat von 
unten nach oben aufzubauen. Einige Männer des 20. Juli schlugen vor, 
die gewählten Vertreter der jeweils niedrigeren Verwaltungsstufe 
sollten die Vertreter der nächsthöheren Verwaltungsstufe wählen, 
also: die gewählten Vertreter der Gemeindeverwaltungen sollten aus 
ihrer Mitte die der Kreisverwaltungen, diese wieder jene der Bezirks- 
verwaltungen, die Vertreter der Bezirksverwaltungen die Landtags- 
mitglieder und die Landtagsabgeordneten aus ihrer Mitte die Bundes- 
tagsabgeordneten wählen. Dadurch wäre ohne Zweifel eine bessere 
Auslese garantiert als durch die direkte Wahl und überdies gleich- 
zeitig die so notwendige Kongruenz der Vertretungskörperschaften 
sichergestellt. Mögen auch unsere Realpolitiker in den Parlamenten 
die Köpfe schütteln und solche Vorschläge als Utopie abtun: sie mögen 
sich aber daran erinnern, wie die Funktionäre ihrer eigenen Parteien 
zu Ämtern und Würden gelangen — nämlich nur durch indirekte 
Wahlen. Die Parteifunktionäre werden bekanntlich nie im direkten 
Wahlgang von den Parteimitgliedern gewählt, sondern in Delegierten- 
versammlungen, also im überschaubaren Kreis, wo jeder den anderen 
kennt. Wer würde bestreiten, daß diese indirekte Wahl große Vor- 
züge gegenüber dem derzeitigen System hätte. Die große durchgrei- 
fende Reform, die solche Gedanken verwirklicht, ist allerdings mit 
den augenblicklichen politischen Kräften kaum durchzuführen, es 
müßte denn sein, daß die maßgebenden großen Parteien gleichzeitig 
einige Führerpersönlichkeiten haben, die imstande sind, über die 
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Zäune ihrer Parteien hinauszuschauen. Ob die vielgepriesene Mehr- 
heitswahl ausreicht, um die Gefahren für unsere Demokratie zu ban- 
nen, ist zumindest fraglich. Besser allerdings als die Verhältniswahl 
ist sie jedenfalls. 

Das Parteiengesetz 

Die wichtigsten Säulen unserer Demokratie sind die Parteien. Diese 
müßten in erster Linie einer gewissen Ordnung unterworfen werden. 
Alles wird in Deutschland geregelt, geplant und kontrolliert — bis 
auf die Parteien. Die Folge ist, daß die Beziehungen zwischen Staat 
und Parteien geradezu anarchisch sind. Kein erhellender Lichtstrahl 
fällt auf die oft trüben Quellen ihrer Finanzierung. Jeder verständige 
Mensch sieht ein, daß die Parteien leben müssen; aber die Menschen 
wünschen, daß sie sauber leben, daß klar- und offengelegt wird, woher 
sie ihre Mittel beziehen. Warum sollte nicht jeder Wahlberechtigte 
zur Finanzierung der Parteikassen monatlich zehn Pfennige bezahlen, 
wie einmal vorgeschlagen wurde? Die Verteilung dieses Wahlpf ennigs 
hätte jeweils nach den Stimmenzahlen der letzten Wahlen zu erfolgen. 
Der Vorschlag ist gut und gesund. Es ist daher unverständlich, warum 
man ihn nicht schon längst in die Tat umgesetzt hat. 

Kein Mensch weiß ferner, nach welchen Maßstäben und Prinzipien 
die Führungsstäbe der Parteien ausgelesen werden, obwohl ihnen eine 
ausschlaggebende Bedeutung im parlamentarischen Staat zukommt. 
In dem zu erlassenden Parteiengesetz müßte unter allen Umständen 
bestimmt werden, daß nur untadelige Persönlichkeiten zu leitenden 
Parteifunktionären gewählt werden können. Es gibt bekanntlich 
genaueste Vorschriften, welche Voraussetzungen ein Handwerks- 
meister, ein Arzt, ein Rechtsanwalt erfüllen muß, um seinen Beruf 
ausüben zu dürfen. Aber es gibt keine Vorschriften, welche Voraus- 
setzungen ein Parteifunktionär oder ein Parteiführer haben muß, 
obwohl in seiner Hand die wichtigsten Funktionen im Staat liegen. 
Es wäre ferner notwendig, daß jeder Parteifunktionär, ob er ehren- 
amtlich oder berufsmäßig tätig ist, seinen wahrheitsgetreuen Lebens- 
lauf mit entsprechenden Belegen offenlegt. Wäre dies geschehen, 
unsere Parteien und unser ganzes politisches Leben hätten sich in 
der Vergangenheit manchen Kummer erspart. 

Die Frage wäre auch zu prüfen, ob es wirklich zweckmäßig ist, den 
bezahlten Parteifunktionär an der politischen Willensbildung maß- 
gebend zu beteiligen. So wenig wie Beamte Parlamentarier oder 
Stadtratsmitglieder sein sollten, um nicht die Grenze zwischen Exe- 
kutive und Legislative zum Schaden der Gemeinschaft zu verwischen, 
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so wenig sollten besoldete Funktionäre zu politischen Ehrenämtern 
innerhalb ihrer Partei zugelassen werden. Die Trennung der Gewalten, 
die einer der Grundsätze der westlichen Demokratien ist, müßte un- 
bedingt auch im Parteileben durchgeführt werden; denn niemand 
kann Kontrolleur und Kontrollierter in einer Person sein. Ist der 
besoldete Parteiangestellte gleichzeitig für die politische Willensbil- 
dung in der Partei verantwortlich, so besteht immer die Gefahr, daß 
die Privatinteressen des bezahlten Funktionärs auf seine politischen 
Entscheidungen abfärben und diese nicht mit jener Objektivität ge- 
fällt werden, die im Interesse des Gemeinwohls notwendig wäre. Der 
bezahlte Funktionär hat sich nach all unseren Erfahrungen stets auch 
als das konservative Element innerhalb der Parteien gezeigt. Er wider- 
strebt allzu oft aus Bequemlichkeit jeder Neuerung; darum sollte die 
politische Linie in den Parteien vom ehrenamtlichen Teil der Partei- 
führung bestimmt werden. 

Unter diesem Gesichtspunkt erscheint es auch unzweckmäßig, be- 
zahlte Parteifunktionäre als Abgeordnete in die Parlamente zu schik- 
ken. Der Beruf des Parteifunktionärs zwingt ihn, die Partei zu fördern; 
sein Abgeordnetenmandat dagegen verlangt den Einsatz für das ge- 
meine Wohl. Gerade so wie die Staatsraison die Moral untergräbt, so 
untergräbt die Parteiraison den demokratischen Staat. Die Unbeliebt- 
heit unserer Parteien in der Bevölkerung ist nicht zuletzt darauf 
zurückzuführen, daß die Parteifunktionäre kaum je fürs Ganze den- 
ken, sondern immer nur Parteiinteressen zu vertreten suchen. 

Besonders verderblich aber ist es, öffentliche Beamte mit einem Par- 
teiamt zu belasten. Niemand kann zwei Herren dienen, insbesondere 
dann nicht, wenn die Interessen der beiden Herren, in diesem Fall 
die Interessen der Partei und des Staates oder der Gemeinde, ausein- 
anderfallen. Hier befindet sich der unglückselige Beamte in einem 
ständigen Gewissenskonflikt. 

Man kann natürlich einwenden, daß unsere Parlamente den Beamten 
und den bezahlten Parteiangestellten einfach nicht entbehren können, 
da diese ja die Träger und der ruhende Pol des parlamentarischen 
Betriebs sind und jene Sachkunde mitbringen, über die die Laien nun 
einmal nicht verfügen. Dieses Argument wiegt zweifellos schwer und 
zwar um so schwerer, als der heutige Parlamentsbetrieb die Abgeord- 
neten vier bis fünf Tage in der Woche am Parlamentssitz festhält. 
Abgeordneter sein ist heute gleichbedeutend mit einer kaum zumut- 
baren Beeinträchtigung des Berufes, wenn nicht gar mit Berufs- 
verlust. 

Der Bayerische Landtag hatte, um nur ein Beispiel zu nennen, 1932 
24 Vollsitzungen, 1951 59 und dazu ein Mehrfaches an Ausschuß- 
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Sitzungen. Der einzige Beruf, der sich so lange Abwesenheiten ohne 
Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz leisten kann, ist der des 
Beamten und des Partei- und Gewerkschaftsfunktionärs. Bei diesen 
laufen die Bezüge weiter, ihr berufliches Fortkommen wird in keinem 
Fall beeinträchtigt. Im Gegenteil, sie sehen sich durch ein Abgeord- 
netenmandat beruflich besonders gefördert. Es ist infolgedessen nicht 
wunderzunehmen, daß heute in unseren Parlamenten die Beamten 
und Funktionäre ein bedeutendes zahlenmäßiges Übergewicht haben. 

Dies ist ein off ensichtlicher Übelstand. Aus dem Abgeordnetenmandat, 
das zum Beruf geworden ist, muß wieder ein Ehrenamt werden, das 
neben dem Beruf ausgeübt werden kann. Der einzige Weg dazu ist 
die Einschränkung des Sitzungsbetriebs der Parlamente. Diese wäre 
ohne weiteres möglich, wenn sich die Parlamente nicht ständig mit 
Details belasteten, die ruhig der Exekutive überlassen werden könn- 
ten, und wenn sie sich nicht ständig in die Exekutive mischen wollten, 
wie es heute so häufig der Fall ist. Es tut not, daß sich die Parlamente 
wieder auf ihre eigentlichen Auf gaben, nämlich auf die Gesetzgebung 
und die Kontrolle der Exekutive beschränken. 

Auch eine weitgehende Dezentralisation der Staatsorganisation brächte 
eine erhebliche Entlastung für die Parlamente. Solche Maßnahmen 
würden automatisch die Entthronung des Beamten und des bezahlten 
Funktionärs in den Parlamenten nach sich ziehen. Dann besteht auch 
für den, der kein festes Gehalt als Beamter oder Funktionär bezieht, 
wieder die Möglichkeit, sich um ein Mandat zu bewerben. 

Gegenstand eines Parteigesetzes müßte es auch sein, den Fraktions- 
zwang zu verbieten. Theoretisch gibt es ihn zwar in unseren Verfas- 
sungen nicht; in der Praxis spielt er aber eine ausschlaggebende Rolle. 
Bekanntlich darf nach den Verfassungen kein Parlamentsmitglied 
wegen seiner Abstimmung gerichtlich oder dienstlich verfolgt oder 
sonst außerhalb der Versammlung zur Verantwortung gezogen wer- 
den. In Wirklichkeit läuft der Abgeordnete, der sich dem Fraktions- 
zwang nicht fügt und sich dem Volk und nicht seiner Partei verant- 
wortlich fühlt, Gefahr, aus der Partei ausgeschlossen oder zumindest 
kaltgestellt zu werden, was häufig mit Existenzverlust verbunden ist. 
Wäre der Abgeordnete weniger mit seiner Partei, aber um so inten- 
siver mit seinem Wahlkreis verbunden, so bräuchte er solche Repres- 
salien nicht zu fürchten. Im Interesse der Wahrhaftigkeit des öffent- 
lichen Lebens müßten also die guten Absichten unserer Verfassungen 
in dieser Beziehung auch wirklich in die Tat umgesetzt werden. 

Heute geschieht in unserem Parteileben häufig gerade das Gegenteil 
von dem, was für Staat und Gemeinwohl von Nutzen wäre. Partei 
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und Staat sind in einer schwer erträglichen Weise miteinander ver- 
filzt. Sicherlich wäre vieles für unsere Demokratie und ihre Sauber- 
keit gewonnen, wenn endlich durch ein Parteiengesetz Ordnung in 
das Chaos unseres Parteiwesens gebracht würde. Natürlich ist es mit 
dem Gesetz allein nicht getan. Eine unabhängige öffentliche Meinung 
muß seinen Vollzug überwachen. Nur dann wird die Macht der Par- 
teien in den Grenzen gehalten, die für das Allgemeinwohl erträglich 
und notwendig sind. 

Wahldauer und zweite Kammern 

Im Interesse der Kontinuität der ötaatsführung wäre es auch zweck- 
mäßig, die Wahlperioden zu verlängern. Sie dauern heute meist vier 
Jahre. Man könnte sie ruhig auf sechs Jahre ausdehnen. Unsere poli- 
tischen und besonders unsere wirtschaftlichen Verhältnisse verlangen 
längerfristige Planungen. Die Regierungen in autoritären Staaten 
stellen heute den wirtschaftlichen Notwendigkeiten entsprechend 
Fünf-, Sechs- und Siebenjahrespläne auf. Es ist für eine Parlaments- 
mehrheit oder einen Minister, die meist nur vier Jahre am Ruder sind, 
unmöglich, in dieser verhältnismäßig kurzen Zeit längerfristige Pla- 
nungen durchzuführen oder nachhaltige Leistungen zu vollbringen. 
Man wende nicht ein, daß man auf die Volksstimmung Rücksicht 
nehmen müsse. Auch gegen die vierjährige Legislaturperiode kann 
dieser Einwand geltend gemacht werden; denn die Volksstimmung ist 
bekanntlich ständigem Wechsel unterworfen. Sie hat sich oft schon 
vier Wochen nach der Wahl völlig geändert. Es ist allein schon tech- 
nisch unmöglich, die ständig wechselnden Strömungen der Volks- 
stimmung zu berücksichtigen. Wer dies tun wollte, ist automatisch 
zur Wirkungslosigkeit verdammt. Die Kompliziertheit unserer poli- 
tischen und wirtschaftlichen Verhältnisse verlangt gebieterisch die 
Längerfristigkeit der Wahl- und Arbeitsperioden. Je länger die Wahl- 
perioden währen, desto besser wäre die Kontinuität der Staatsführung 
garantiert. Die Verlängerung der Legislaturperioden bedingt im In- 
teresse der Freiheit allerdings auch eine Intensivierung der Kontrollen 
der Parlamente und der Regierungen. 

Die beste Kontrolle gegen die Omnipotenz der Parlamente sind die 
zweiten Kammern, vorausgesetzt, daß sich deren Tätigkeit nicht nur 
in einer beratenden Funktion erschöpft. Die Zeiten sind den zweiten 
Kammern nicht günstig. Die allmächtigen Parlamente lehnen sie 
überall ab oder höhlen sie aus, wo sie bestehen. Wer würde ver- 
kennen, daß die zweite Kammer ein Element der Beständigkeit, der 
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Gründlichkeit und Sachlichkeit ist? Der Gesetzgebungseifer unserer 
Parlamente würde eingedämmt, die Gesetze besser durchdacht und 
überprüft. Überdies bestünde die Möglichkeit, verdiente Persönlich- 
keiten, die das oft unsaubere Gewühl der Wahlkämpfe scheuen, für 
die Politik zu gewinnen und ihre Fähigkeiten für den Staat nutzbar 
zu machen. Man könnte ruhig den zweiten Kammern einen mehr 
ständischen Charakter verleihen, ohne dabei zu versäumen, sie auch 
mit verdienten Persönlichkeiten von unbestrittenem Ansehen zu er- 
gänzen. Die Auswahl könnte in die Hände eines neutralen Gremiums 
gelegt werden, das sich aus dem Regierungschef, dem Parlaments- 
präsidenten, dem höchsten Gerichtspräsidenten usw. zusammensetzt. 
Über die Vorzüge einer solchen Einrichtung ist viel geschrieben 
worden; und trotzdem richten sich die Völker immer weniger nach 
diesen Empfehlungen. 



Änderungen der Grundsätze bei der Regierungsbildung 

Auch die Bildung des Kabinetts, die den gewählten Parlamenten als 
erste Aufgabe obliegt, müßte von den verwirrenden Nebeln des „als 
ob" befreit werden. Zunächst ist es unverständlich, daß bei uns die 
Spitzenstellung im Staat, nämlich das Ministeramt, kein Beruf, son- 
dern eine Berufung ist, bei der die normalen Grundsätze einer Stellen- 
besetzung eine beschämend gleichgültige Rolle spielen. Und trotzdem 
stellt man an den Minister noch größere Anforderungen als an einen 
Mann vom Fach. Man wechselt die Minister je nach den mehr oder 
weniger labilen Mehrheitsverhältnissen wie Marionetten aus. Man 
stelle sich vor, daß ein Handels- oder Produktionsbetrieb alle vier 
Jahre seinen Chef wechseln müßte! Dies würde zu einer dauernden 
Beunruhigung des Betriebes und zur Unmöglichkeit langfristiger Dis- 
positionen führen; verheerende wirtschaftliche Folgen wären unaus- 
bleiblich. Gegen jede Vernunft wendet unsere demokratisch-parla- 
mentarische Ordnung das System der kurzfristigen Leitungsfähigkeit 
im Staat an. 

Nicht weniger vernunftwidrig ist heute auch die Auslese der leitenden 
Männer im Staat. Um ein so bedeutendes Amt wie ein Ministeramt 
ausfüllen zu können, genügt es nicht, Fachmann zu sein. Der Minister 
muß auch die Fähigkeit haben, seine Maßnahmen mit den Wünschen 
und Bestrebungen des Parlaments zu koordinieren und sie, was nicht 
weniger wichtig ist, dem Volk verständlich zu machen, um Vertrauen 
für seine Politik zu erhalten. Dies setzt Eigenschaften voraus, die 
Geschicklichkeit, Klugheit und echte Bildung verlangen und nur durch 
langjährige Erfahrung erworben werden können. Männer, die diese 
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Eigenschaften in sich vereinigen, waren immer selten und werden bei 
der heutigen allgemeinen Niveausenkung immer seltener. Und wenn 
sie sich finden, so werden sie sich, um ein Wort Piatos zu zitieren, „der 
Regierung nur zur Verfügung stellen, wenn sich kein Besserer findet, 
der die schwere Bürde des Regier ens auf sich zu nehmen bereit ist". 
Jedenfalls wäre der Beste gerade gut genug, um das höchste Amt im 
Staat zu bekleiden. Das heutige Auslesesystem ist zweifellos nicht 
geeignet, die Besten zu gewinnen. 

Warum sollte die Auswahl eines Ministers nicht nach denselben 
Gesichtspunkten und Methoden wie die eines berufsmäßigen Bürger- 
meisters oder Landrats von ehedem erfolgen? Warum sollte das 
Ministeramt nicht wieder wie einst die höchste Stufe der Beamten- 
laufbahn sein? Man mache das Ministeramt zu einem Beruf, wähle 
den Minister auf sechs oder acht Jahre und statte ihn bei Nichtwieder- 
wahl mit einem entsprechenden Ruhegehalt aus. Dann wäre viel für 
die Qualität der Minister und für die Stabilität der Regierungen ge- 
wonnen. 

Man wende nicht ein, daß durch eine solche Besetzung das höchste 
Staatsamt völlig entpolitisiert würde. Die meisten Entscheidungen, 
die ein Minister zu treffen hat, sind ja keine politischen Entschei- 
dungen, sondern reine Verwaltungs- und Zweckmäßigkeitsentschei- 
dungen. Die sogenannten politischen Entscheidungen, die auf Grund 
eines weltanschaulichen oder parteipolitischen Glaubensbekennt- 
nisses gefällt werden, sind selten, es müßte denn sein, daß jemand 
der Meinung wäre, daß jede Entscheidung letzten Endes eine poli- 
tische ist. Es wäre auch durchaus denkbar, daß der beamtete Minister 
etwaige politische Entscheidungen nur im Einvernehmen mit der 
jeweiligen Regierungskoalition, die durch ein kleines Gremium re- 
präsentiert wird, fällen darf, um so mehr, als die heutige Praxis nicht 
weit von dieser Methode entfernt ist. In Ländern, in denen der 
Ministerpräsident Staatschef ist, mag es zur Erhöhung seiner Autori- 
tät insbesondere dem Parlament gegenüber zweckmäßig sein, ihn 
durch das Volk wählen zu lassen. Das amerikanische Präsidialsystem 
hat im Interesse der Stabilität der Politik zweifellos viel für sich. 

Die Unabhängigkeit des Ministers von der Wahlperiode hätte den 
großen Vorzug der Objektivierung seiner Arbeit und der größtmög- 
lichen Unabhängigkeit vom Parlament. Nebenbei erwähnt, dürfte der 
Minister auch nicht, wie es heute üblich ist, Mitglied des Parlaments 
sein; denn er kann ja nicht gleichzeitig Kontrolleur und Kontrollierter 
in einer Person sein. Die Unabhängigkeit des Ministers von der Wahl- 
periode gibt ihm auch die Möglichkeit zu längerfristigen Dispositionen 
und nicht zuletzt zur Intensivierung der Zusammenarbeit mit der 
Bürokratie. Gerade die nahe Zusammenarbeit mit dem Mitarbeiter- 
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stab leidet unter dem heutigen System ganz besonders. Und doch ist 
diese Zusammenarbeit, wie bereits erwähnt, entscheidend für das 
reibungslose Funktionieren des Staatsapparates und für den Erfolg 
der Tätigkeit eines Ministers. 

Reorganisation der Bürokratie 

Da das Schwergewicht unserer Regierungs- und Verwaltungstätigkeit 
heute bei der Bürokratie liegt, muß die Reorganisation unseres Staats- 
wesens mit der Reorganisation der Bürokratie beginnen. Allzu häufig 
läuft die Bürokratie neben den parlamentarischen Gremien her, ohne 
sich im geringsten um sie zu kümmern. Ja, sie zeigt sich nicht selten 
als Verächter der parlamentarischen Kontrolle und ihrer parlamen- 
tarischen Chefs, die sie entweder als quantite negligeable oder als 
nicht zu umgehendes Übel betrachten. 

Die Grundsätze, nach denen die Reorganisation der Bürokratie zu 
erfolgen hätte, werden am besten umschrieben durch die Worte Ehr- 
barkeit, Leistung und Dezentralisation. 

Daß ein Beamter ehrbar sein muß, ist eine selbstverständliche For- 
derung, die auch heute im wesentlichen erfüllt wird. Im Interesse 
des Ansehens, das sein Amt erfordert, muß an seine Lebensführung 
und seine charakterliche Zuverlässigkeit ein besonders strenger Maß- 
stab angelegt werden. 

Das Leistungsprinzip, das bei der Berufung und Beförderung des 
Beamten allein Maß zu .geben hat, schließt notwendig die Berück- 
sichtigung des Parteibuchs aus. Im Amt darf es im Interesse des 
Ganzen keine Bindung an das Parteibuch geben. Sollte ein Beamter 
den Wunsch nach parteipolitischer Betätigung haben, so hätte er aus 
seinem Amt auszuscheiden, wie dies beispielsweise in England üblich 
ist. Nur so vermag sich der Beamte das Vertrauen der Allgemeinheit 
zu erwerben und ein loyaler Diener des ganzen Volkes und guter Rat- 
geber seines Ministers zu sein. Manche Beamte glauben, in dieser Ent- 
politisierung ihres Berufsstandes eine politische Entrechtung und 
Diffamierung zu sehen. Das Gegenteil dürfte der Fall sein; denn eine 
solche Maßnahme wird das Ansehen des Beamten nach außen nur 
steigern. Einst in der Monarchie hatte das Militär weder das aktive 
noch das passive Wahlrecht. Trotzdem galt es als der erste Stand und 
genoß als solcher das entsprechende Ansehen bei der Bevölkerung. 

Eine entschlossene Durchführung des Leistungsprinzips erfordert es 
auch, einen Beamten wegen Untüchtigkeit oder Unfähigkeit auf ein 
rangniedrigeres Amt versetzen zu können. Um hier Willkürmaß- 
nahmen eines Vorgesetzten auszuschließen, könnte ja die Entschei- 
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dung über die Berechtigung einer derartig geplanten Maßnahme 
ruhig besonderen Beschlußgremien — ich möchte sie Qualifikations- 
kammern heißen — überlassen werden. Diese müßten selbstverständ- 
lich aus Männern zusammengesetzt sein, die sich ein Urteil über die 
dienstlichen Fähigkeiten eines Beamten bilden können. Ankläger 
wäre das Ministerium, das beabsichtigt, einen Beamten herabzustufen. 
Die Einführung des sogenannten Trottelparagraphen, der die Mög- 
lichkeit der Versetzung eines Beamten wegen Untüchtigkeit oder Un- 
fähigkeit auf ein niedrigeres Amt vorsieht, ist in den deutschen Be- 
amtengesetzen immer wieder versucht, doch infolge des Widerstandes 
der Beamtenschaft immer wieder verhindert worden. 

Würden vernünftige und gesunde Grundsätze bei der Beamtenein- 
stellung und -beförderung ohne Rücksicht auf Person oder Partei 
durchgeführt, dann würde das Beamtentum auch wieder das frühere 
Ansehen genießen und zu jener Elite werden, die es ehemals dar- 
gestellt hat. 

Noch ist der Kern unserer deutschen Beamtenschaft gut und ihre 
treffliche Tradition noch nicht ausgelöscht. Trotz mancher Entartungs- 
erscheinungen haben wir in Deutschland immer noch eine große An- 
zahl von Beamten, die schlecht entlohnt, in ständiger Selbstentäuße- 
rung, mit Fleiß und Hingabe und mit einem durch nichts zu erschüt- 
ternden Willen zur Gerechtigkeit dem Staat dienen. Ihre Bescheiden- 
heit lehnt es ab, aufzufallen. Niemand spricht von ihnen; alles Gute, 
das sie leisten, wird von der Bevölkerung als selbstverständlich hin- 
genommen. Um so lauter und kritischer wird von jenen unwürdigen 
Versagern gesprochen, deren Zahl heute infolge der Politisierung des 
Beamtentums leider größer geworden ist, als sie noch vor 1933 war. 
Jene Vertreter des Staates haben keine Ahnung, wie verheerend ihre 
Tätigkeit auf die Staatsgesinnung der Bürger wirkt, um so verheeren- 
der, als die Menschen immer dazu neigen, schlechte Erfahrungen zu 
verallgemeinern. 

Im wohlverstandenen Interesse des Beamten wäre es auch gelegen, 
wenn die Expansion der Bürokratie nach besten Kräften verhindert 
würde. Daß an der Ausdehnung der Bürokratie unsere Parlamente 
mit ihrem Gesetzgebungseifer ein vollgerüttelt Maß Schuld trifft, 
wird wohl von keinem Kenner bestritten werden. 

Selbst wenn die Parlamente ihren Gesetzgebungseifer mäßigten, so 
wäre es immer noch ein erstrebenswertes Ziel, den aufgeblähten 
Staatsapparat zu verkleinern. Dies geschieht einmal durch Beschrän- 
kung der staatlichen Aufgaben und ferner durch eine möglichst weit- 
gehende Dezentralisation. Wir haben, ach, so viele Aufgaben im Staat, 
die geradeso gut oder besser durch Private, durch die Organisationen 
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der Industrie, der Banken und Gewerkschaften in Selbstverwaltung 
durchgeführt werden könnten. Es sei hier nur an die sich immer mehr 
und ohne Notwendigkeit ausdehnende wirtschaftliche Betätigung des 
Staates erinnert, die viel besser den Privaten überlassen würde. 
Grundsätzlich sollte Aufgabe des Staats sein, nicht selber zu wirt- 
schaften und sich in das Gewühl eines aussichtslosen Konkurrenz- 
kampfes zu begeben, sondern zu kontrollieren und dem Recht und 
der Gerechtigkeit den Weg zu ebnen. 

Grundsatz der Dezentralisation der Ämter und Aufgaben sollte sein: 
Was in der unteren Instanz bearbeitet und entschieden werden kann, 
m u ß in die untere Instanz gegeben werden, oder mit anderen Worten: 
was dezentralisiert werden k a n n, m u ß dezentralisiert werden. Heute 
wird geradezu der umgekehrte Grundsatz praktiziert. Was zentrali- 
siert werden kann, wird grundsätzlich in der obersten Instanz be- 
handelt; man höhlt die Unterinstanzen, insbesondere die kommunale 
Selbstverwaltung aus und verlegt das Schwergewicht der Entschei- 
dungen in die Ministerien und mittleren Instanzen; daher die Auf- 
blähung dieser Stellen, die sich nicht mehr auf die Überwachung be- 
schränken, sondern unter Umgehung der Instanzen alles selber ent- 
scheiden und durchführen wollen. Abgesehen davon, daß man dem 
rechtsuchenden Publikum durch dieses System Beschwerdeinstanzen 
nimmt, führt es auch zu unerwünschten Machtzusammenballungen 
vor allem in den Ministerien und zu einer unerwünschten Aufblähung 
des Staatsapparats. Dabei ist zu bedenken, daß die Zentralisierung der 
Entscheidungen in den Ministerien die unteren Instanzen bekanntlich 
nie entlastet; denn die Ministerien brauchen diese ja stets zu den 
Erhebungen und Vorarbeiten für die eigene Entscheidung. Eine Durch- 
organisation der Ämter und ihre Beschränkung auf die unbedingt not- 
wendigen Aufgaben wäre ein besonders dringendes Erfordernis un- 
serer parlamentarischen Demokratie. 

Die Rechnungshöfe sollten nicht bloß veraltete Rechnungen prüfen, 
so wichtig dies im Interesse der Sauberkeit unseres Staatsapparates 
auch sein mag; sie sollten ihr Hauptaugenmerk auf die Organisation 
der Ämter richten. Nur so können die Probleme, die mit unserer Büro- 
kratie zusammenhängen, bereinigt und das außerordentliche Über- 
gewicht paralysiert werden, das der Staatsbedienstete infolge der Be- 
ständigkeit seiner Dienststellung in unserer Demokratie hat. Wie oft 
wurde von einsichtigen Ministern und wohlmeinenden Parlamenten 
der Versuch gemacht, den bürokratischen Apparat zu reformieren, 
die Ämter abzubauen und die Zahl der Beamten zu reduzieren. Alle 
Versuche sind immer wieder gescheitert; sie litten an der politischen 
Kurzlebigkeit der Minister und an ihrer Abhängigkeit von unsach- 
lichen Parlamentseinflüssen. Solange aber nicht Ernst mit solchen 
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Grundsätzen gemacht wird und die Bürokratie nicht dezentralisiert 
und wirksamen Kontrollen unterworfen wird, laufen wir Gefahr, wie 
Bismarck schon geahnt hat, „von der Last der Schreiberei und beson- 
ders der subalternen Bürokratie erdrückt zu werden". 



Schlußbemerkungen 

Es sind merkwürdige Dinge, die sich hinter der Fassade unserer 
demokratischen Parlamente entwickeln. Unsere Demokratie bereitet 
langsam, aber stetig, ohne es zu wollen, ja, vielleicht ohne es zu ahnen, 
den totalen Staat und die Zusammenballung der Macht in den Händen 
einiger weniger vor. Ihr humaner Glaube an Gemeinschaftsideale ist 
daran, zur Tyrannei der Kollektive zu werden. Die Massen zerstören 
mit den Methoden der Demokratie die Persönlichkeit und suchen alles 
gleich und eben zu machen. Sie wollen keine Rangordnung und keine 
Verschiedenheit mehr gelten lassen, weder im politischen noch im 
moralischen, noch im wirtschaftlichen Bereich. Und die Führungs- 
stäbe der Parteien höhlen die Herrschaftsform unserer Demokratie 
aus und konzentrieren mit Hilfe des demokratischen Apparates in 
den Händen einiger Weniger Machtpositionen von unbegrenzten Aus- 
maßen. 

Umkehr tut not! Wir müssen Ziel und Wesen des Staates und unserer 
Demokratie immer von neuem bedenken, umdenken und umgestalten. 
Es gilt wieder zu erkennen, daß der Staat und alle Organisationen 
um des Menschen und seiner Freiheit willen da sind und nicht der 
Mensch um des Staates und seiner Organisation willen. Es gilt zu 
erkennen, daß der Staat nur Ordnungsfaktor sein soll und daß es dem 
Ordnungsgedanken widerspricht, wenn er wirtschaftliche Aufgaben 
der Produktion und der Verteilung übernimmt, denen er nicht ge- 
wachsen ist und nie gewachsen sein kann. Es gilt zu erkennen, daß im 
Staat die Dämonen des Selbstzwecks und der Machtgier sitzen, die 
jeden Tag das Recht in Gewalt verkehren können und die täglich 
durch irgendeinen falsch placierten Repräsentanten Gewalt und 
Zwang ausüben, nur zur Bestärkung seines Machtbewußtseins und 
nicht zur Stärkung des Rechtes. Damit dies möglichst wenig geschehe, 
muß der Staat mit seiner bürokratischen Apparatur in Zucht und 
Ordnung gehalten werden; denn er hat das Leben zu ordnen und 
nicht zu vergewaltigen. Es gilt zu erkennen, daß alle soziale Fürsorge 
ihre Grenzen hat. In dem gleichen Maß, in dem der Staat den Men- 
schen die Sorge für die Wohnung, für den Arbeitsplatz, für die Aus- 
bildung, für die Familie, für Krankheit und Alter abnimmt, werden 
der Antrieb des Einzelnen zur Leistung, sein Fleiß, seine Sparsamkeit 
und alle die Tugenden, die den Staat großgemacht haben, abge- 
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schwächt oder gar getötet, und es wird gerade das Gegenteil von dem 
erreicht, was ein geordnetes Staatswesen mit seiner Sozialpolitik 
bezwecken sollte. 

Es gilt ferner zu erkennen, daß das Zuviel an Demokratie der falsche 
Weg ist, der zur totalen, wenn auch getarnten Macht einiger Weniger 
führt. Es gilt die Überschätzung der rein mechanischen Grundsätze 
der demokratischen Willensbildung und der demokratischen Spiel- 
regeln zu bekämpfen. Denken wir immer daran, daß die formale Ein- 
haltung dieser Spielregeln einen Hitler zur Macht gebracht hat. 
Auch müssen wir im Interesse der Sauberkeit und Ehrlichkeit unserer 
Demokratie den Schleier der Fiktionen entfernen, der in unseren Ver- 
fassungen die Wirklichkeit der gesellschaftlichen Machtverhältnisse 
verdeckt. Wir müssen dem Menschen wieder zum Bewußtsein brin- 
gen, daß die tödlichste Gefahr für die Würde des Menschen in unserer 
Zeit das Kollektiv ist, gleichgültig in welcher Form es uns entgegen- 
tritt, ob in den Auswüchsen der Staatsgewalt mit ihrer krebs- 
schwürigen Bürokratie oder in den uns beklemmenden Massenorga- 
nisationen. Beide wollen sie sich immer zu Herren des geistigen, 
moralischen und wirtschaftlichen Lebens aufschwingen. Wir müssen 
erkennen, daß das Kollektiv, in dem sich heute die Millionen wohl- 
fühlen, ein barbarischer, furchtbarer Götze geworden ist, ein Moloch 
wie der Baal der Bibel. 

Das einzige, was wir den Tendenzen der Zeit als Losungswort ent- 
gegensetzen können, ist die Freiheit. Sie muß eifersüchtig gehütet 
werden; denn die schöpferischen Kräfte des Menschen, auf die es 
allein für den Weiterbestand unserer abendländischen Gesellschaft 
ankommt, entwickeln sich nur in der Freiheit. Sie befindet sich heute 
in einem ständigen Abwehrkampf gegen den Kollektivismus und die 
Nivellierung, die staatliche Expansion und den Absolutismus der 
Bürokratie. Von diesen Tendenzen unserer Gesellschaft werden heute 
alle Parteien mehr oder weniger beherrscht. 

Daher müssen wir der Freiheit wieder die Bahn brechen durch das 
Dschungel der Kollektive. Dann wird auch wieder in unserer Gesell- 
schaft der Weg frei für vernünftiges Handeln, das ja nach Goethe 
der Inbegriff aller Freiheit ist. Es muß mit allen Kräften angekämpft 
werden gegen das technisierte, unmenschliche Massenleben mit seinen 
Totalitätsansprüchen. Wir dürfen nicht müde werden mit unseren 
Versuchen, die Arbeit zu vermenschlichen, die Maschine der mensch- 
lichen Psyche anzupassen, Rechte und Pflichten wieder richtig aus- 
zuwiegen, unsere Riesenverwaltungen zu dezentralisieren, unsere 
Gesetze mit der Wirklichkeit in Einklang zu bringen, den verantwor- 
tungslosen Massenmenschen wieder Verantwortungen zu geben oder, 
wie der Nobelpreisträger Faulkner einmal zu Studenten gesagt hat: 
Man muß den Menschen wieder aus der Masse herauslösen, er muß 
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wieder zum Individuum gemacht werden mit strengem Unterschei- 
dungsvermögen zwischen Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit, mit 
unbeirrbarem Sinn für das Gute! Man muß wieder das Mitleid, die 
Liebe und alle Tugenden alarmieren. 

Eine der Auswirkungen dieser äußeren und inneren Revolutionierung 
würde sein, daß auch wieder das Interesse für den Staat und für das 
Gemeinschaftsleben geweckt und unsere Gesellschaft von ihrer poli- 
tischen Erstarrung und Verkrustung erlöst wird. 

Die öffentliche Ordnung geht nie von der Organisation aus, so wichtig 
diese ist, sondern immer nur von der Einzelpersönlichkeit. Heute hat 
der Glaube an die Organisation den Glauben an die Persönlichkeit 
übertönt. Nur von Persönlichkeiten aber kann die Reform des öffent- 
lichen Lebens erwartet werden. 

Sie ist so notwendig wie der Regen für eine ausgedorrte Landschaft. 
Kommt sie nicht, so laufen wir Gefahr, daß die schauerliche Vision 
von der kommunistischen Gesellschaft Wirklichkeit wird, die Hein- 
rich Heine in einem seiner Pariser Briefe vom 12. Juli 1842 beschrieben 
hat: „Wird gar die alte, absolute Tradition nochmals auf die Bühne 
treten, aber in einem neuen Kostüm und mit neuen Stich- und Schlag- 
wörtern? Wie würde dieses Schauspiel schließen? Ich weiß nicht, aber 
ich denke, daß man der großen Wasserschlange am Ende das Haupt 
zertreten und dem Bären des Nordens das Fell über die Ohren ziehen 
wird. Es wird vielleicht alsdann nur Einen Hirten und Eine Herde 
geben, ein freier Hirt mit einem eisernen Hirtenstab und eine gleich- 
geschorene und gleichblökende Menschenherde! Wilde, düstere Zeiten 
dröhnen heran, und der Prophet, der eine neue Apokalypse schreiben 
wollte, müßte ganz neue Bestien erfinden und zwar so schreckliche, 
daß die älteren Johannischen Tiersymbole dagegen nur sanfte Täub- 
chen und Amoretten wären. Die Götter verhüllen ihr Antlitz aus Mit- 
leid mit den Menschenkindern, ihren langjährigen Pfleglingen, und 
vielleicht zugleich auch aus Besorgnis über das eigene Schicksal. Die 
Zukunft riecht nach Juchten, nach Blut, nach Gottlosigkeit und nach 
sehr vielen Prügeln. Ich rate unseren Enkeln, mit einer sehr dicken 
Rückenhaut zur Welt zu kommen!" 

Wer vermag noch zu leugnen, daß Gefahr im Verzug ist für alles, was 
wir mit dem Wort „Abendland" umgreifen, und daß alle Länder des 
Westens für diese Gefahren besonders anfällig geworden sind! Aber 
noch brauchen wir nicht zu verzweifeln: denn immer mehr Kräfte 
regen sich, um sich dem Verhängnis entgegenzustemmen. Vielleicht 
dürfen wir auch auf Grund unserer Menschenerfahrung mit Hölder- 
lin hoffen, der uns kündet: „Wo Gefahr ist, wächst das Rettende auch." 
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III 



Echo und Antwort 

Vor mir liegen Hunderte von Briefen. Sie kommen aus allen Schich- 
ten der Bevölkerung: von Arbeitern und Bauern, von Handwerkern 
und Industriellen, Angestellten und Beamtem, von Professoren und 
Studenten, von Schriftstellern und Politikern. Fast lauter Unbe- 
kannte, die sich aus ihrem Impuls heraus zu meinen beiden Rund- 
funkvorträgen im Oktober und November vorigen Jahres äußerten. 
Viele versicherten mir, nicht allein für ihre Person zu schreiben, son- 
dern für ihre Freunde und Kollegen, für den Kreis, in dem sie leben. 
Es ist die Besorgnis um unsere staatliche Ord- 
nung, diesich wie ein roterFaden durch alleBriefe 
zieht. Die Briefschreiber klagen über den Übermut der Ämter, 
über die mangelhafte Führungsauslese, über die ständig wachsende 
Expansion der öffentlichen Hand, die Politisierung und Bürokrati- 
sierung unseres Lebens — die Zerstörung des rechtsstaatlichen Den- 
kens und das zunehmende Gefühl der Ohnmacht des Bürgers gegen- 
über der Staatsgewalt. Die Kritiken äußern sich teils heftig und böse, 
teils skeptisch und resigniert. Sie alle erkennen unsere Demokratie 
nicht mehr als Ordnungsprinzip an; aus allen spricht das Gefühl, daß 
die Formen unseres Parteienstaats ausgeleiert sind und daß wir sie 
überholen müßten wie einen alten Motor, damit unsere Demokratie 
nicht eines Tags wieder auf der Strecke liegen bleibt. Es sind keine 
angenehmen Töne, die Sie hören werden; ein Potpourri der verschie- 
densten Meinungen, die immerhin ein Stimmungsbarometer sind. 

Ich beginne mit dem Zitat aus dem Brief eines Universitätsprofessors: 
Sie klagen über die schlechte Führungsauslese in unserer Demo- 
kratie? Diese ist nicht wunderzunehmen; denn unsere Demokratie 
hat es nicht verstanden, eine Elite herauszustellen. Ihr Gleichheits- 
prinzip hat die alten, durch Erbe, Tradition und Bildung bestimmten 
Eliten beseitigt, ohne sie zu ersetzen. In der Theorie sollen zwar die 
alten Führungsschichten durch eine Elite der Leistung ersetzt wer- 
den. Sie müssen zugeben, daß die Praxis himmelweit von dieser guten 
Absicht entfernt ist. Unsere Parteien haben an der Zerstörung des 
Elitegedankens maßgebend mitgewirkt. Denken Sie nur daran, wie 
schlecht bedeutende Männer von ihren eigenen Parteien behandelt 
wurden! Ich erinnere an Stresemann und besonders an Friedrich 
Ebert, dem Deutschland und vielleicht Europa die demokratische 
Lebensform zu danken hat! An die Stelle der alten Eliten sind in 
unserer modernen Demokratie die Bürokraten in den Parteien und 
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im Staat getreten, die aller lebendigen Initiative ausgeleierte Gedan- 
ken entgegensetzen und diesen mit ihrer Routine zum Durchbruch 
verhelfen. Man müßte den Menschen von heute einhämmern, daß 
auch eine Demokratie ohne Eliten nicht bestehen kann. Auch sie 
braucht eine Führungsschicht, die die Kultur der Zeit in sich trägt 
und gleichzeitig die Kraft und den Machtwillen hat, die Zügel in der 
Hand zu halten. Unsere Demokratie macht allzu häufig im Staat 
Leute zu Herren, die in ihrer sozialen Stellung keine Herren sind. 
Leider haben nur wenige unserer politischen Führer die Kraft und 
die Begabung bewiesen, in ihre herausgehobenen Stellungen hinein- 
zuwachsen und sich auf eini allgemeines kulturelles Niveau zu heben. 
Unsere Demokraten sollten sich das Goethe wort vor Augen halten: 
„Auch das Regieren ist ein Metier, das gelernt sein will, und das sich 
niemand anmaßen soll, der es nicht versteht." 
Soweit der Universitätsprofessor! 

Ein hoher Staatsbeamter schreibt zum gleichen Thema: 

Unsere Demokratie, in der allmählich alles politisiert und konfes- 
sionalisiert wird, alles unter der Partei- oder Konfessionsbrille gese- 
hen wird, hemmt die Leistung. Die Frage nach Eignung und Können 
ist zweitrangig geworden. Eine der beunruhigendsten Erscheinungen 
unseres Parteilebens ist die Politisierung des Beamtentums. Welche 
Verkennung des Wesens der Bürokratie! ruft er aus. Unsere Politiker 
scheinen zu glauben, daß ihr Einfluß und ihre Macht um so stärker 
würden, je größer die Zahl ihrer Anhänger in den Ämtern ist. Unsere 
Demokraten sind dem materialistischen Glauben an die Zahl ver- 
fallen; und doch sagt jede Menschenerfahrung, daß sich die Persön- 
lichkeit nicht zählen läßt. Jede Debatte in den Ausschüssen, in den 
Parlamenten liefert den Beweis dafür. 

Ein Schriftsteller rügt die Skandale, die zahlreiche Persönlichkeiten 
unseres öffentlichen Lebens in Staat und Gemeinde umwittern, und 
weist auf die vielen ehrenrührigen Vorwürfe hin, die diesen ohne 
Widerrede in aller Öffentlichkeit in den Zeitungen gemacht werden. 
Allzu viele dieser Politiker erfreuen sich des vollen Genusses einer 
Elefantenhaut; sie ziehen eine Zeitlang die Köpfe ein, und dann zeigen 
sie sich wieder in alter Glorie. Auch Lächerlichkeit tötet nicht mehr. 
Und alles wird von der Bevölkerung mit Gleichmut und Gleichgültig- 
keit hingenommen, weil säe sich sagt, wir können doch nicht dagegen 
aufkommein. Doch die Autorität des Staates leidet dadurch schwer- 
sten Schaden. 

Eine Reihe von Zuschriften glaubt die Ursache der Mängel unserer 
Führungsauslese in unseren Wahlsystemen zu sehen. Sie begünstigten 
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die negative Auslese. In jedem Verband, in jedem Verein, in jedem 
Unternehmen würden an die Spitze nur die Leute berufen, die 
etwas können und etwas sind. Im Staat und in der Politik dagegen 
würden Personen gewählt, die nichts zu sein brauchen, die man nicht 
einmal nach ihrem Können fragt. Unsere Demokratie solle sich ein 
Beispiel an der Führungsauslese der katholischen Kirche nehmen. 
Diese sei eminent demokratisch. Ein Handwerkersohn kann zu den 
höchsten Würden emporsteigen. Hier berufen bezw. -wählen die Be- 
sten den Besten. In unserer Demokratie wählen Anonyme dem Mann 
ihres Vertrauens, der weder soziale Stellung noch Autorität zu haben 
braucht. 

Ein Abgeordneter sagt mir: Unser demokratisches System macht den 
höchsten Mann im Staat zum autoritätslosen Prügelknaben. Die Par- 
tei erwartet von ihrem Ministerkandidaten, daß er ihren Willen tut, 
und das Parlament macht ihn verantwortlich für alle Vorkommnisse 
in seinem Ressort. Führt sich ein Ministerialbeamter unbotmäßig in 
einem Parlamentsausschuß auf, so ist das Parlament in Praxis macht- 
los. Die Position eines Ministers dem Parlament gegenüber ist erheb- 
lich schlechter als die eines Ministerialbeamten. 

Viele bemängeln die Abhängigkeit des Ministers vom Parlament. Sie 
lähme seine Handlungsfreiheit. 

Auch in der ständigen Einmischung der Parlamente in die Funk- 
tionen der Exekutive erblickt einer der Briefschreiber ein starkes 
Hemmnis für eine ordentliche, sachliche Geschäftsführung. Keine 
große Aufgabe könne wirklich zu Ende geführt werden, mag sie noch 
so notwendig sein. 

Ein Kaufmann aus dem Fränkischen wendet sich gegen das Speziali- 
stentum. Er schreibt mit erfrischender Deutlichkeit: Ich bin durch- 
aus nicht der Meinung, daß der Steuerspezialist das Finanzministe- 
rium und der Agrarier das Ernährungsministerium beherrschen soll 
und der Schulmeister Kultusminister ist. Wohl aber bin ich der 
Meinung, daß der Minister ein gebildeter Mann sein muß, der sich 
mit seinen Räten auf gleich zu gleich auseinanderzusetzen vermag und 
der sich gleichzeitig dem Volk verständlich machen kann und den 
das Volk versteht. 

So viel vom Problem der Führungsauslese. Ich darf dazu bemerken: 
Unsere Demokratie muß sich viel mehr als bisher die Frage vorlegen, 
wer das Recht haben darf, über die Geschicke des Volkes zu bestim- 
men. Wird diese Frage gewissenhaft beantwortet, dann kommen wir 
dem Eliteproblem erheblich näher. 

Zu dem Problem der Aufblähung unseres Beamtenappa- 
rates schreibt mir ein hoher Ministerialbeamter: „Sie täuschen sich: 
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Nicht die Personalreferate der Ministerien tragen die Schuld an der 
Aufblähung unseres Beamtenapparats, sondern die Parlamente. Diese 
pflegen heute den Staat zu überfordern; sie übertragen ihm zu viele 
Aufgaben. Das Anwachsen der Bürokratie ist immer das Zeichen da- 
für, daß ein Parlament seinen Aufgaben nicht gewachsen ist. Wenn 
sich unsere Parlamentarierer beklagen, sie seien dem Geheim wissen der 
Bürokraten ausgeliefert, dann sollen eben die Parteien dafür sorgen, 
daß bessere Vertreter in die Parlamente kommen, Vertreter, die eben 
der Bürokratie gewachsen sind." 

Ein anderer Brief Schreiber beklagt sich darüber, daß heute die Wech- 
sel Wirkung zwischen Regierenden und Regierten fehle; nur in Wahl- 
zeiten sei sie intensiv und steigere sich, je näher der Wahltag rückt, 
zu förmlichen Orgien der Versprechungen und guten Absichten, um 
in der darauffolgenden parlamentarischen Wirklichkeit immer mehr 
an Wärme zu verlieren und schließlich zwischen den Mühlsteinen der 
politischen Notwendigkeiten und den wirtschaftlichen Erfordernissen 
unseres Massenstaats völlig zerrieben zu werden. 

Mit größter Besorgnis wird von den Briefschreibern unser Partei- 
leben betrachtet. Unsere Parteien sind offensichtlich unbeliebt bei 
den Massen, die ihnen nicht angehören; es sind wohl mehr als 
90 % unseres Volkes. Sie werden als Weltanschauungskaders bezeich- 
net, als Stellenvermittlungsorganisationen und Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit. Ihre wichtige Funktion, nämlich Wahlverein zu 
sein und tüchtige ministeriable Persönlichkeiten für die Regierung 
zu stellen, übten sie nicht mehr aus. Einige Unentwegte halten es 
überhaupt für überflüssig, daß sich die Parteien zwischen die Regie- 
renden und die Wähler schieben; diese Meinung wird vor allem von 
den jungen Menschen vertreten. 

Man klagt über die wachsende Ausdehnung der Parteikompetenzen, 
die es mit sich brächte, daß den Manischen das politische Denken und 
Handeln immer mehr abgenommen und die Beziehungen zwischen 
Individuum und Gemeinschaft immer mehr ausgehöhlt würden. Dar- 
unter leide das politische Leiben, nicht bloß bei uns in Deutschland, 
sondern auch in allen anderen Ländern. Die Allmacht der Parteien 
müsse gebrochen werden, schrieb ein höherer Richter; es käme ja 
nicht darauf an, daß die Parteien florieren, sondern daß Staat und 
Volk in Ordnung leben. 

Ein anderer Briefschreiber kritisiert die Schwerfälligkeit unseres 
Parteilebens. Die Parteifunktionäre stemmten sich grundsätzlich 
gegen jeden neuen Gedanken, der eine Umstellung ihrer Tätigkeit 
mit sich brächte. Auch die Mitglieder der Parteien hätten ihr vollge- 
rüttelt Maß Mitschuld an der reaktionären Haltung der Funktionäre; 



37 



denn sie betrachteten die Parteidoktrinen häufig genug als Religions- 
ersatz, und die Parteidisziplin sei für viele ein menschliches Bedürfnis. 
Wer könne bestreiten, daß die Parteiapparate und die Parteidisziplin 
allzu häufig verantwortlich für die Unterdrückung neuer Ideen sind. 

Ein anderer Kritiker zitiert den ehemaligen jugoslawischen Parla- 
mentspräsidenten Djilas, der die rebellische Frage gestellt hat, ob die 
Interessen einer Partei oder Führungsgruppe immer mit den Interes- 
sen des Volks identisch sind? Die Kritik Djilas, der seine offene 
Sprache, wie es in Diktaturen üblich ist, mit der Enthebung von allen 
Ehren und Ämtern büßen mußte, passe haargenau auch auf unsere 
Verhältnisse. Dieser Briefschreiber bemerkt auch, daß die überliefer- 
ten Methoden und Doktrinen unserer Parteien immer als der wesent- 
liche Kern unserer Demokratie hingestellt würden. Davon könne 
keine Rede sein; im Gegenteil, sie unterhöhlten vielfach die idealen 
Gedanken der Demokratie. Alle großen und kleinen Parteibonzen 
bekämpften alle Vorschläge zur Erneuerung des Parteilebens; denn 
sie bangten ja um ihre Macht. — Noch nie seien die Parteien und 
Parteiapparate in ihrer Autorität so angegriffen worden wie augen- 
blicklich in allen Ländern. Dies liege in der Logik der Entwicklung.— 

Die meisten der Briefschreiber sind sich trotz aller Kritik an unserem 
Parteiwesen darüber im klaren, daß die Parteien zur politischen 
Willensbildung nicht entbehrt werden können; sie lehnen es aber 
wegen der schlechten Erfahrungen, die sie mit ihrer Parteizugehörig- 
keit gemacht hätten, ab, wieder in eine Partei einzutreten — sie fühl- 
ten sich nicht zum Märtyrer geboren. 

Soviel über das Parteileben! 

Ein Staatsanwalt in Norddeutschland zieht in Zweifel, daß unsere De- 
mokratie überhaupt noch ein Rechtsstaat ist. Der Rechtswirrwarr 
ist unvorstellbar, so schreibt er mir, noch gelten Gesetze aus der Zeit 
vor 1933, die vielfach überholt sind. Auch sind noch eine Reihe Ge- 
setze des Dritten Reichs in Kraft, die nazistischen Geist atmen. Der 
erste Bundestag hat in den 4 Jahren seines Wirkens etwa 500 Gesetze, 
die Länderparlamente haben 1960 Gesetze erlassen. Die Zahl der 
Reohtsverordnungen, Ausführungsbestimmungen, Verwaltungsvor- 
schriften und Anweisungen läßt sich überhaupt nicht recht fest- 
stellen; jedenfalls gehen sie in viele Tausende. So befassen sich 594 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften im Bundesgebiet allein mit der 
Genehmigung gewerblicher Anlagen und 216 Vorschriften nur mit 
dem Milchhandel. Ein bayerischer Landrat sagte mir zum gleichen 
Thema, daß im vergangenen Jahr 968 oberbehördliche Entschlie- 
ßungen allein zum Vollzug des Lastenausgleichsgesetzes ergangen 
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seien. Die Gesetzes- und Verordnungsflut im Steuerrecht ist beson- 
ders beklemmend. Das Nebeneinander von rd. 50 Ertrags-, Vermö- 
gens-, Umsatz- und Verbrauchssteuern mit einer unübersehbaren 
Fülle von Ausführungsvorschriften vermehrt den Druck, der auf 
jedem Bürger lastet. Es ist nur zu gut verständlich, wenn jüngst ein 
Oberbürgermeister, Jurist seines Zeichens, vor einer Bundesbehörde 
verzweifelt ausgerufen hat, man könne ihm nicht zumuten, neben 
seiner Riesenarbeit auch noch Gesetze zu lesen. „Das Rechts-Chaos 
macht unser Rechtsleben schon für den Fachmann, geschweige denn 
für den gewöhnlichen Bürger nicht mehr überschaubar. Diese unge- 
heure Fülle der Gesetze, Verordnungen und Entschließungen erstickt 
gleich Schlinggewächsen das Recht, den Rechtsstaat und das Leben. 
Unter diesen Umständen ist es auch nicht wundexzunehmen, daß die 
Menschen den Sinn für die Legalität weitgehend verloren haben. Das 
Recht hat an Ansehen eingebüßt. Daher werden Gesetzes- und Ver- 
fassungstreue allzu häufig als Formalismus diskreditiert. Die Einhal- 
tung von Gesetz und Verfassung durch mächtige Initeressentengrup- 
pen ist ja auch weitgehend eine Zweckmäßigkeitsfrage geworden." 

Diese Klagen, deren Berechtigung nicht bestritten werden kann, wer- 
fen ernste Fragen auf. Zum Wesen des Rechtsstaats gehört u. a. das 
Vorhandensein fester gesetzlicher Grundlagen. Diese fehlen heute, 
weil der moderne Wohlf ahrts- und Lenkungsstaat mit den herkömm- 
lichen Gesetzesbegriffen nicht mehr auskommt. Unsere modernen 
Staatswesen haben eine Reihe neuartiger Funktionen erhalten. Sie 
sind, wie der Schweizer Staatsrechtslehrer Huber sagt, aus einem 
Ordnungsgaranten weitgehend zum Leistungsträger geworden. Der 
moderne Wohlfahrts- und Lenkungsstaat muß soziale Leistungen ver- 
teilen, ganze Klassen wirtschaftlich Schwacher stützen, Industrie- 
unternehmen leiten, die Wirtschaft beaufsichtigen und lenken. Der 
Staat ist Schiedsrichter geworden zwischen einzelnen Klassen und 
Gruppen. Im Interesse der wirtschaftlichen und sozialen Gestaltung, 
die ständigen Veränderungen unterworfen ist, besteht nun für die 
Staatsleitung die Notwendigkeit, für ihre verbindlichen Anordnungen 
Formen zu entwickeln, bei denen der schwerfällige parlamentarische 
Apparat nicht gebraucht wird. Mit Recht weist der Schweizer Staats- 
rechtslehrer darauf hin, daß diese zusätzliche Staatstätigkeit automa- 
tisch zum Schwinden der Legalität führe, weil ein großer Teil der 
Staatstätigkeit zur Zweckmäßigkeitsfrage geworden ist. Der Legali- 
tätsschwund aber, der immer wieder von den Rechtsphilosophen 
beklagt wird, ist ein schwerer Einbruch in die abendländische Rechts- 
kultur. 

Durch die ständig zunehmende, durch den Druck der Massenbedürf- 
nisse veranlaßte Ausdehnung des Rechts wird der nicht reglemen- 
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tierte Raum des Menschen immer kleiner und enger. Das Recht des 
Verwaltungs- und Massenstaats ist nicht mehr imstande, seine Ge- 
walt einzudämmen. Es hat nicht mehr die Eigenschaft, die Staats- 
gewalt zu bändigen und die Menschenwürde und Freiheit vorder Staats- 
gewalt zu schützen. Der Einzelne findet sich in diesem Wirrwarr der 
Gesetze und Vorschriften nicht mehr zurecht; er vermag sich in die- 
sem Dickicht weder zu orientieren noch entsprechend zu disponie- 
ren. Es ist ein Lichtblick, daß in den letzten Monaten der Bundes- 
kanzler und in Bayern unser Innenminister auf die Notwendigkeit 
hingewiesen haben, einen Damm gegen diese chaotische Gesetzesfiut 
aufzurichten. 

Zum gleichen Kapitel beklagt sich ein Rechtsanwalt über die Unklar- 
heit und Unbeholfenheit der sprachlichen Formulierung der Gesetze 
und Rechtsverordnungen durch unsere Gesetzesmacher in den Mini- 
sterien und Parlamenten. Besonderer Ausdruck der Unklarheit seien 
die Unbestimmtheit vieler Rechtsbegriffe und besonders die sogen. 
Generalkauseln in unseren Gesetzen, in die sich die Bürokraten 
flüchten, nicht bloß um der Riesenstoffe Herr zu werden, sondern auch 
um ihre Macht unangreifbar zu untermauern. 

Ich bin mir wohl bewußt, wie schwierig es ist, die vielfältigen Tat- 
bestände des Lebens vorausahnend in das Wort des Gesetzes zu fas- 
sen: An unseren Gesetzen und Verordnungen spürt man allerdings 
nicht das leiseste Bemühen, sich des Reichtums unserer Sprache zu 
bedienen, um sich verständlich zu machen. Welches Verdienst wür- 
den sich unsere Abgeordneten um den Rechtsstaat erwerben, wenn 
sie sich bemühen würden, das Kauderwelsch unserer Gesetzessprache, 
deren Lektüre eine Zumutung an den Bürger darstellt, durch klare 
Formulierungen zu ersetzen. 

Ein anderer Anwalt macht auf die Notwendigkeit aufmerksam, über- 
flüssige und überalterte Bestimmungen zu beseitigen, das geltende 
Recht zu kodifizieren und dadurch Klarheit in den Wirrwarr des 
Rechts zu bringen. Nur so könne der Staat von der bestehenden 
Rechtsunsicherheit befreit werden. Auch dies werde zur Wiederher- 
stellung des in Unordnung geratenen Rechtsstaats beitragen. Ich darf 
dazu bemerken, daß nach den letzten Verlautbarungen in der Presse 
bei uns in Bayern seit einigen Jahren schon Kommissionen an 'dieser 
wichtigen Aufgabe zu arbeiten scheinen. Es wäre interessant zu er- 
fahren, was bisher erreicht wurde. 

Soviel über Recht und Gesetz! 

Ein ehemaliger Parlamentarier teilt mir mit: es genüge nicht, auf 
die Fehler unseres demokratischen Zusammenlebens nur hinzuwei- 
sen, man müsse versuchen, die Dinge zu ändern. Die Organisation des 
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öffentlichen Lebens zu ändern, sei aber schwieriger als die Erfor- 
schung neuer Länder und Meere. Man dürfe nicht soviel auf einmal 
wollen. Man verfolge ein einziges Ziel, ein einzige maßgebende Ver- 
änderung unserer Verfassung, die im Bereich des Möglichen läge, aber 
gleichzeitig geeignet sei, auf unser ganzes politisches Getriebe günstig 
auszustrahlen; ein solches Ziel sei nach der Meinung dieses erfahrenen 
Mannes die Einführung eines Senats, einer zweiten Kammer, 
die nicht gewählt, sondern aus dem Kreis der Berufsorganisationen, 
der Gemeinden und verdienter Persönlichkeiten berufen wird. Ein 
solcher Senat dürfe aber nicht bloß wie in Bayern beratend als 
Aschenbrödel neben dem Parlament stehen, er müsse gleichzeitig an 
der Gesetzgebung und Kontrolle beteiligt werden. Wäre diese zweite 
Kammer aus unabhängigen, beruflich oder politisch angesehenen Per- 
sönlichkeiten zusammengesetzt, so hätte sie ein größeres Gewicht als 
das Parlament, dessen Abgeordneten heute mit der Gesetzgebung 
und Kontrolle Aufgaben zugemutet werden, denen sie einfach nicht 
gewachsen sind. Eine derart zusammengesetzte zweite Kammer wäre 
geeigneter als die Volkskammer, Gesetze zu beraten oder zu verab- 
schieden; denn sie entscheide auf Grund von Sachverständigkeit und 
nicht nach Parteimeinungen. Der größte Vorteil einer derartigen 
Körperschaft wäre, daß ihre ernannten, nicht gewählten Mitglieder 
nicht um die Gunst der Wähler in den Wahlversammlungen buhlen 
müßten und daß die unseligen und das Volk zerreißenden Parteigrup- 
pen wenigstens in diesem Gremium überwunden würden. In einem 
solchen Senat könne vor allem auch das föderative Prinzip, sowie die 
Auslese nach Berufsorganisationen und Persönlichkeiten entspre- 
chend berücksichtigt werden. — Für die Schaffung einer zweiten 
Kammer setzten sich übrigens zahlreiche Briefschreiber ein. 
Verschiedene Zuschriften wiesen auch auf die Notwendigkeit hin, den 
Föderativ gedanken besser durchzusetzen. Die Aufteilung der 
Rechte und Pflichten zwischen Bundesstaat und Gliedstaat begrenze 
und kontrolliere die Staatsgewalt mehr, als die Teilung der Gewalten 
und die Volkswahl des Parlaments es tun. Der Föderalismus wurde 
als der stärkste Hort der Freiheit und als mächtiger Feind des Tota- 
lität ismus bezeichnet. Unsere Formal-Demokratie müsse durch eine 
Föderal-Demokratie ersetzt werden. 

Um die Freiheit zu bewahren und den Zentralismus der Behörden zu 
verhüten, wäre es, wie mir ein anderer schrieb, notwendig, auch dar- 
über zu wachen, daß der Staat nur diejenigen Aufgaben erfüllen darf, 
die von Einzelnen oder den bestehenden Gemeinschaften nicht in 
Selbstverwaltung gelöst werden können. Daß der Staat nur 
subsidiär, d. h. hilfsweise tätig werden solle, werde schon Inder päpst- 
lichen Enzyklika quadragesimo anno als wichtigstes Ordnungsprinzip, 
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als oberster sozial-philosophischer Grundsatz empfohlen. Dieser 
Grundsatz sei das Prinzip der Freiheit schlechthin. 



In großen Zügen versuchte ich, Ihnen ein Bild davon zu geben, was 
viele Mitbürger von unserer Demokratie, ihren Methoden und ihrer 
Führungsauslese halten. 

Wer möchte im Ernst bestreiten, daß es in unserer Demokratie und 
ihrer praktischen Handhabung viel zu kritisieren gibt und daß es 
gilt, manche Tendenzen, die ihr wesensfremd oder gar feindlich sind, 
zu beseitigen? Die Frage ist allerdings, und sie wurde mir von einem 
alten Freund, der heute ein hoher Bundesbeamter ist, gestellt, ob es 
zweckmäßig ist, eine solche Kritik, mag sie noch so berechtigt sein, 
in aller Öffentlichkeit zu üben? Dies untergrabe unsere junge Demo- 
kratie. Demgegenüber kann nur gesagt werden, daß all diese Dinge 
oft und oft in Zeitungen und Zeitschriften kritisch beleuchtet wurden. 
Zarte Vogelstimmen werden in unserem lauten politischen Getriebe 
offensichtlich nicht mehr gehört; darum bedarf es bisweilen der Fan- 
faren. Die Kritik, und zwar die Kritik in aller Öffentlichkeit, er- 
scheint in unserer Demokratie notwendig. Wenn es überhaupt einen 
Weg zur Änderung unserer Verhältnisse gibt, dann kann er nur durch 
eine Kritik in aller Öffentlichkeit gewiesen werden, durch eine Kri- 
tik, die das Ziel verfolgt, alle Bürger zur Wachsamkeit aufzurufen. 
Sie ist ohne Nutzen, wenn sie nur in einer Fachzeitschrift oder am 
Biertisch geäußert wird. Es muß daher der Versuch gemacht werden, 
weite Kreise mit den uns bedrängenden Problemen unserer Politik 
bekanntzumachen. Wir sind in unserer Demokratie noch in der glück- 
lichen Lage, Kritik üben zu dürfen. Darin unterscheiden wir uns von 
den Diktaturen. 

Bei aller Kritik dürfen wir jedoch nie übersehen, daß für die 
Ordnung unseres Staatslebens nicht allein die 
Regierenden verantwortlich sind. Diese Ordnung muß auch 
vom Leben des einzelnen Bürgers ausgehen. Für den Bestand unserer 
Demokratie kommt es darauf an, wie der einzelne zu seinem Staat 
steht, ob er sich in die Gemeinschaft einfügt, ob er sich frei fühlt, 
ob er Interesse an den Vorgängen im Staat hat, ob er Einsicht für 
die Schwierigkeiten der Regierenden hat; kurz, ob dieser Staat 
und seine Verfassung für dhn ein wohnliches 
Haus ist. So, wie der Mensch nun einmal beschaffen ist, bedarf 
es hierzu einer ständigen Ermunterung, ständiger Hinweise, einer 
ständigen Stützung und Unterstützung all der Tugenden und Werte, 
die das Gemeinschaftsleben fördern. Wir haben in unserem Volk noch 
viele Reserven der Tradition, der Ordnung und der Autorität, die 
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auch vom Labilsten und Unzufriedensten noch als Werte und Tugen- 
den anerkannt werden, Solche Werte sind das religiöse Bedürfnis 
der Menschen, ihr Heimatgefühl, die Anerkennung der Tüchtigkeit, 
der Sinn für Elite und Leistung, die Gemeinschaftstreue gegenüber 
wirklicher Führung; Eigenschaften, die im modernen Trümmerhau- 
fen der Werte immer noch nicht versunken sind, obwohl man ihnen 
nur wenig Pflege angedeihen läßt. 

Unsere Gesetze werden immer mehr auf den Massenbedarf und den 
zentralistischen Staat zugeschnitten. Die individuelle Leistung, Spar- 
samkeit und disziplinierte Lebensgestaltung werden durch Geldent- 
wertung und die alles gleich und ebenmachende Steuergesetzgebung 
diskriminiert, wirtschaftlicher Unternehmungsgeist wird nicht mehr 
gefördert; Verschwendung und Untüchtigkeit werden steuerlich be- 
lohnt. Die Gleichmacherei untergräbt den Sinn für die Elite; Tüch- 
tigkeit gilt nicht mehr und der schöne Gefühlswert „Heimat" wird 
durch das Modewort „Raum" ersetzt. 

Es mag unpopulär sein, an diese Werte der Tradition, der Ordnung 
und der Autorität zu appellieren, und nicht wenige werden solche 
Appelle als utopisch abtun. Unter dem Gesichtspunkt der derzeitigen 
"Verhältnisse mögen sie utopisch sein. 

Man möge sich jedoch immer vor Augen halten, daß unsere derzeitige 
demokratische Repräsentanz, die in allen Ländern die Verantwor- 
tung für Gesetz, Verwaltung und Organisation des Landes trägt, sich 
durchaus nicht auf die immer so gepriesene demokratische Mehiheit 
des Volks gründet. Constantin Frantz, der geistvolle Kritiker des 
Bismarck-Reichs und energische Verfechter des Föderalismus, dessen 
politische Beurteilungen aus der Zeit vor fast 80 Jahren von einer 
atemberaubenden Aktualität sind, bezeichnet es geradezu als einen 
H u m b u g, daß durch unsere repräsentativen Körperschaften der 
Volkswille zum Ausdruck oder gar zur Geltung komme. Und er weist 
in geistvollen Deduktionen nach, daß die parlamentarischen Be- 
schlüsse unserer Demokratie nur als Willensausdruck 
der Minorität angesehen werden können, daß sie tatsächlich 
zur Unterdrückung der Majorität führen und regelmäßig nur die 
Minorität zur Herrschaft bringen. 

„Angenommen", so sagt Constantin Frantz in seiner Schrift zur 
Kritik und Reform der Staatsverfassungen, „daß durchschnittlich 
4 /s der Wähler wirklich zur Wahlurne treten — was erfahrungsgemäß 
schon zu hoch gegriffen ist — , angenommen ferner, daß die in den 
einzelnen Wahlkreisen erwählten Abgeordneten durchschnittlich 3 U 
der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen — was wegen der 
überall eintretenden Konkurrenz verschiedener Parteien wieder ent- 
schieden zu hoch gegriffen ist — angenommen endlich, daß die par- 
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lamentarischen Beschlüsse durchschnittlich von */» der gesetzlichen 
Gesamtzahl der Parlamentsmitglieder gefaßt würden — was, da das 
Parlament fast niemals vollzählig ist, die Maxtaialannahme sein 
dürfte — , so ergibt sich die Rechnung 4 /s X V* X 2 /s = 24 /eo = Vs. Es 
zeigt sich demnach, wie selbst unter sehr günstigen Annahmen von 
dem Gesamtquantum des Voks willens durchschnittlieh nur die klei- 
nere Hälfte zum Ausdruck kommt. Oft stellen sich die hier angenom- 
menen Zahlenverhältnisse noch viel ungünstiger. Es kann sein, daß 
sogar nur V* des Gesamtquantums Volkswillen als Ausdruck der 
Majorität gilt und daher tatsächlich entscheiden kann." 

Man muß sich also immer bewußt sein, daß unsere derzeitigen Majo- 
ritäten in den Parlamenten sich höchstens auf 40 °/o, unter Umständen 
nur auf 20 9 /<r der Bevölkerung stützen, also tatsächlich eine Minder- 
heit darstellen, und daß viele von diesen 20 — 40 °/o die ihnen darge- 
botenen Kandidaten häufig nur deshalb wählen, weil sie keine andere 
Wahl haben. Immerhin sei zur Ehre unserer Demokratie gesagt, daß 
der Wahlakt ohne jeden Zwang vor sich geht im Gegensatz zu den 
Wahlen unter totalitären Regimen. 

Wenn es an sich schon unmöglich ist, den wirklichen Volkswillen in 
den Parlamenten widerzuspiegeln, dann sind die Hemmungen unver- 
ständlich, die Repräsentanz des Volkes, deren Unentbehrlichkeit von 
niemand bestritten wird, durch eine andere Auslese wirkungsvoll 
und zweckentsprechend zu gestalten. 

Ein junger Student schreibt mir, wir hätten in unseren Verf assungen 
sklavisch das angelsächsische und französische Muster nachgeahmt. 
Er findet, daß diese Muster nicht für unseren Volkscharakter passen; 
darum seien, die Verfassungen bei uns unpopulär, und er meint, wenn 
wir unsere Verfassungen den deutschen Bedürfnissen anpaßten, wenn 
wir unsere Demokratie mit etwas anderen, uns angemessenen Inhal- 
ten füllten, dann würde sie die populärste Regierungsform sein. Dieser 
junge Student hat durchaus nicht unrecht, nur ist seine politische 
Forderung bei der gegenwärtigen Verfassungslage politisch kaum 
erfüllbar. 

Ich habe bereits in meinen letzten Rundfunkvorträgen Vorschläge 
gemacht, deren Ausführung sicherlich zu einer Hebung des politi- 
schen Niveaus, zur Beseitigung der vielen Belastungen unseres poli- 
tischen Lebens beitragen würde. Es war damit beabsichtigt, ein Ziel 
zu zeigen, nach dem gestrebt werden müßte, mag die Verwirklichung 
auch in weite Ferne gerückt sein. Eine große Reform unseres politi- 
schen Lebens scheitert an den derzeitigen politischen Machtverhält- 
nissen. Man sollte jedoch alle Kräfte einsetzen, um wenigstens kleine 
Reformen durchzuführen. 
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Aber was ist nun schon erfüllbar? Was könnte mit einiger Avissicht 
auf Erfolg geschehen, um unser politisches Haus etwas wohnlicher zu 
gestalten? Abgesehen von der Entpolitisierung des Beamtentums und 
einer strengen vorbehaltlosen Handhabung des Leistungsprinzips bei 
der Einstellung und Beförderung der Beamten, auf deren Notwendig- 
keit ich bereits hingewiesen habe, liegen folgende Reformen im Be- 
reich der politischen Möglichkeiten: 

1. Ohne besondere Schwierigkeiten wäre eine weitgehende Dezentra- 
lisation der Aufgaben und Zuständigkeiten erreichbar. Nicht nur 
Personaleinsparung, sondern auch Vereinfachung und 
Übersichtlichkeit der Verwaltung wäre die Folge. Dabei wäre sorg- 
fältig zu prüfen, was in den Ministerien entschieden werden muß 
und was in den Mittel- und Unterbehörden entschieden werden 
kann. Es gibt wohl keine demokratische Partei, die eine solche 
Maßnahme nicht mit Freuden unterstützen würde. 

2. Ohne Parlament wäre die Säuberung des Dschungels der Verwal- 
tungsvorschriften auf allen Gebieten möglich. Soweit es sich um 
Aufhebung von überalterten und verwirrenden Gesetzen handelt, 
genügt eine einfache Parlamentsmehrheit, die unter dem Beifall 
des ganzen Landes eine solche Maßnahme treffen würde. 

3. Es dürfte kein neues Gesetz beschlossen werden, ohne daß sich un- 
sere Parlamentarier ein genaues Bild über die Kosten des Vollzugs, 
über die dadurch bedingte Vermehrung des Personals, über die 
Belastung des an sich schon überforderten Staatsapparats machen. 
Und wenn nicht gleichzeitig die Deckungskosten hierfür aufge- 
bracht werden, müßte der Regierung die Möglichkeit und die Pflicht 
des Einspruchs eingeräumt werden. 

4. Einige Maßnahmen, die Zentralismus und Bürokratismus vermei- 
den sowie das Niveau unserer Demokratie und unsere Führungs- 
auslese bessern würden, bedürften allerdings der Änderung der 
meisten unserer Verfassungen. Doch dürften diese Änderungen, so 
sie vernünftig sind und dem Volk verständlich gemacht werden, 
nicht allzu schwer zu erreichen sein; denn bei entsprechender Auf- 
klärung wird wohl ein großer Teil der Bevölkerung für solche 
Änderungen gewonnen werden können. 

Einer Verfassungsänderung bedürfte die Einführung des Grund- 
satzes der Subsidiarität, falls es nicht gelingen sollte, die öffentliche 
Meinung so zu beeinflussen, daß die Einhaltung dieses Grundsatzes 
von den Parlamenten als eine Selbstverständlichkeit empfunden 
wird. Bevor der Staat eine Aufgabe übernimmt, wäre demnach zu 
prüfen, ob sie nicht besser von der Familie, dem Betrieb, der Ge- 
meinde, von den Berufsorganisationen, den Wohlfahrtseinrich- 
tungen und den Selbstverwaltungsorganen erfüllt werden kann. 
Der Staat hätte sich mit der Überwachung zu begnügen. 
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Die richtige Durchführung dieses Prinzips wäre besser als irgend 
eine andere Maßnahme geeignet, die Organisation unseres Staats- 
wesens von Grund auf zu verbessern und das Prinzip der Freiheit 
am kräftigsten zu untermauern. 
5. Eine andere, nicht weniger wichtige Maßnahme für die Gestaltung 
unserer Demokratie, die der Änderung der Verfassung des Bundes 
und der meisten Länder bedürfte, wäre die Einrichtung eines 
Senats, also einer zweiten Kammer, die nicht gewählt, sondern erst- 
mals aus den Vertretern der Kommunen, der Verbände, der Be- 
rufsorganisationen und aus dem Kreis bedeutender Persönlichkei- 
ten berufen wird, sich später selber ergänzt und die gleichberech- 
tigt neben der ersten Kammer steht. Eine zweite Kammer wäre das. 
beste Mittel gegen die Tyrannei der Mehrheit, bei der auch immer 
wieder die Gefahr droht, zum Widersacher rechtsstaatlicher Ord- 
nung zu werden; denn schließlich ist richtig verstandene Demokra- 
tie nicht die Herrschaft einer mehr oder weniger fragwürdigen 
Mehrheit, sondern die größtmögliche Freiheit des Einzelnen. Die 
Freiheit und nichts als die Freiheit ist der höchste politische Wert, 
der es dem Menschen allein ermöglicht, nach den Vorschriften sei- 
nes Gewissens zu leben und das zu tun, wozu er geschaffen ist. 

Nur skizzenhaft ist hier einiges von dem angedeutet worden, was nach 
der Anschauung so vieler ohne allzu große Schwierigkeiten getan 
werden könnte, um die beiden Pole, um die jedes abendländische 
Staatswesen kreist, nämlich um Autorität und Freiheit, in unserer 
Demokratie zu stärken und die Führungsauslese zu verbessern. 
Man kann manches gegen diese Maßnahmen einwenden. Doch wäre 
vieles erreicht, wenn sich die Berufenen im Bund und in den Ländern 
die Muße nähmen, um über die Mängel unseres demokratischen Le- 
bens, über die offensichtlichen Fehler unserer demokratischen Orga- 
nisation nur nachzudenken. Wir wissen alle: das Rad des einmal Ge- 
wordenen kann nicht mehr zurückgedreht werden. Wir können aber 
eines tun: in der richtigen Richtung gehen. Diese soll mehr als bisher 
bestimmt werden durch das Festhalten an den guten Traditionen un- 
seres Landes, durch die Pflege der Familie, die Stärkung der Selbst- 
verwaltung, die Stützung des rechtsstaatlichen Denkens, die Förde- 
rung der Leistung und die Verbesserung unserer Führuogsauslese. 
Wir müssen mehr als bisher versuchen, diese Elemente unserer politi- 
schen Welt zu stärken. 

Unsere Demokratie gestattet Kritik und gibt uns die Freiheit, die 
Ordnung unseres Landes, Gesetz und Recht und Verwaltung unseren 
Lebensneigungen und Lebensbedürfnissen anzupassen. Je mehr dies 
gelingt, umso weniger wird die Staatsgewalt als Zwang und als Be- 
einträchtigung der Freiheit empfunden, und umso stärker ist die 
Bindung des Einzelnen an den demokratischen Staat. 
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